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Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, 
sehr geehrter Versicherungsnehmer,

nachfolgend erhalten Sie alle notwendigen Informationen 
und Vertragsunterlagen zu dem von Ihnen gewünschten 
Versicherungsschutz. 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die Ver-
sicherungsbedingungen sowie die gesetzlichen Bestim-
mungen. Der konkret zwischen Ihnen und uns vereinbarte 
Versicherungsschutz ergibt sich aus dem Antrag, dem Ver-
sicherungsschein und seinen Nachträgen. 

Zugunsten der Übersichtlichkeit der Versicherungsbe-
dingungen verzichten wir auf die Nennung verschiedener 

Geschlechtsformen. Soweit wir in den Versicherungsunter-
lagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. Versiche-
rungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist dabei auch immer 
die andere Geschlechtsform gemeint. Somit sind personen-
bezogene Formulierungen geschlechtsneutral zu verstehen.
 
Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler 
gerne zur Verfügung.

Ihre
ConceptIF PRO & BIZ 	 W. R. Berkley Europe AG 
Underwriting GmbH	

ChefSache by Berkley – Austria

Vertragsinformationen und Versicherungsbedingungen  
für Ihre persönliche D&O-Versicherung

CIF BIZ ChefSache by Berkley Austria
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Persönliche D&O-Versicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten
Unternehmen: W. R. Berkley Europe AG Produkt:

ChefSache by Berkley

Dieses Produktblatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhal-
te Ihrer persönlichen D&O-Versicherung ChefSache by Berkley.

Diese Informationen sind nicht abschließend. Maßgeblich für Ihren Versicherungsschutz sind die Vertragsunter-
lagen (Versicherungsantrag/Deckungsaufgabe, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie 
umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen sorgfältig durch.

Um welche Versicherung handelt es sich?
Die persönliche D&O-Versicherung ChefSache by Berkley ist eine individuelle Vermögensschaden-Haftpflicht-
versicherung für Vertreter juristischer Personen und deren Aufsichtsorgane, zur Absicherung des persönlichen 
Haftungsrisikkos aus der Tätigkeit für ein im Versicherungsschein und seinen Nachträgen benannten Unternehmen 
auf Basis des Claims-Made-Prinzips (Anspruchserhebungsprinzip) gewährt.

Was ist versichert?
       Der Versicherer bietet Versicherungsschutz für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen einer Pflicht-
verletzung bei Ausübung der versicherten Tätigkeit erst-
mals während der Vertragslaufzeit oder während der ver-
einbarten Nachmeldefrist für einen Vermögensschaden in 
Textform in Anspruch genommen wird.

Der Versicherungsschutz umfasst:
	✓ die Prüfung der Haftpflichtfrage;
	✓ die Übernahme der rechtlichen Unterstützungskosten 

im Rahmen der Chefline;
	✓ die gerichtliche und außergerichtliche Abwehr unbe-

rechtigter Schadenersatzansprüche;
	✓ die Freistellung der versicherten Person von berech-

tigten Schadensersatzansprüchen im Sinne der Versi-
cherungsbedingungen und;

	✓ den von dem Versicherungsnehmer persönlich zu tra-
genden Selbstbehalt entsprechend § 93 Abs. 2 Satz 3 
AktG.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?

	✓ Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 
können Sie Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versiche-
rungsschein entnehmen.

Was ist nicht versichert?

Nicht versichert sind z.B.:
	X (behauptete) Pflichtverletzungen, die nicht bei Aus-

übung der versicherten Tätigkeit begangen wurde;
	X Versicherungsfälle, die nicht innerhalb einer sich 

daran anschließenden vertraglich vereinbarten Nach-
meldefrist erstmalig geltend gemacht werden.

Gibt es Leistungsausschlüsse?

	! Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, 
denn der Versicherungsbeitrag wäre sonst sehr hoch. 
Deshalb sind bestimmte Risiken vom Versicherungs-
schutz ausgenommen.

	! Ansprüche wegen direkt vorsätzlicher Pflichtverlet-
zung (dolus directus);

	! Vertragsstrafen, Bußgelder und Geldstrafen;
	! Innenverhältnisansprüche in den USA, jedoch wird 

Versicherungsschutz für bestimmte Wiedereinschlüs-
se gewährt;

	! weitere spezielle Schadenersatzansprüche in den 
USA;

	! Personen- und Sachschäden.



2Stand: 09/2022

Wo bin ich versichert?

	✓ Grundsätzlich gewähren wir weltweit Versicherungsschutz. Etwaige einschränkende Vereinbarungen ent-
nehmen Sie bitte Ihrem Versicherungsschein

Welche Verpflichtungen habe ich?

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:

•	 Sie müssen im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben machen.
•	 Vor der automatischen Vertragsverlängerung können wir Sie auffordern, einen Verlängerungsfragebogen 

auszufüllen
•	 Sie müssen jeden geltend gemachten Haftpflichtanspruch dem Versicherer unverzüglich in Textform an-

zeigen. Ein Haftpflichtanspruch gilt als geltend gemacht, wenn die versicherte Person schriftlich in An-
spruch genommen wird.

•	 Sie sind verpflichtet, unter Beachtung der Weisungen des Versicherers für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen (z.B. fristgemäß Widerspruch gegen Mahnbescheide zu erheben oder sonst 
erforderliche Rechtsbehelfe gegen Verfügungen von Verwaltungsbehörden einzulegen) und alles zu tun, 
was zur Klärung des Schadensfalls dient, sofern Ihnen dabei nichts unbilliges zugemutet wird.

Wann und wo zahle ich?

Die einmalige oder erste Prämie ist unverzüglich nach Ablauf von spätestens 14 Tagen nach Zugang des Ver-
sicherungsscheins zu zahlen. Die Folgebeträge sind nach Erhalt der Prämienrechnung und der darin gesetzten 
Zahlungsfrist fällig.
Wenn wir mit Ihrem Makler ein Maklerinkasso vereinbart haben, zahlen Sie die Prämie an Ihren Maklern, an-
sonsten können Sie Ihre Prämie an uns überweisen oder die Beiträge von uns einziehen lassen (SEPA-
Lastschriftmandat).

Wie kann ich den Vertrag kündigen?

Grundsätzlich können Sie oder wir den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum 
Ablauf jedes Verlängerungsjahres kündigen. Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem Ende der 
Vertragsdauer erfolgen. Der Vertrag kann auch vor Ende der vereinbarten Dauer durch einen von Ihnen aus-
geübtes Sonderkündigungsrecht beendet werden, z.B. nach Eintritt des Versicherungsfalls.

Wann beginnt und endet die Deckung?

Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein vereinbarte Laufzeit abgeschlossen. Der Versicherungs-
schutz beginnt zu dem im Versicherungsschein genannten Zeitpunkt, sofern Sie die Erstprämie rechtzeitig und 
vollständig gezahlt haben. Andernfalls beginnt der Versicherungsschutz mit der Zahlung.
Falls Sie die Versicherung für ein Jahr bzw. eine Versicherungsperiode abschließen, verlängert sie sich automa-
tisch um ein weiteres Jahr (automatische Verlängerung), sofern der Versicherungsvertrag nicht drei Monate vor 
Ablauf schriftlich durch Sie oder durch uns gekündigt wurde. Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, endet der Versicherungsvertrag zum Ende der im Zeitpunkt der 
Verlegung laufenden Versicherungsperiode, ohne dass es einer Kündigung bedarf.
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Dieses Dokument enthält: 

• Mitteilung über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 

• Gesetzlich vorgeschriebene Informationen 

• Informationsblatt zu Versicherungsprodukten: Informationspflichten gemäß Art. 13 und Art. 14 der  

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) zum Datenschutz 

• Informationen über den Versicherer und Kontaktdaten 

  

 

W. R. Berkley Europe AG 
Niederlassung für Deutschland 

Wichtige Kundeninformationen Österreich 
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http://www.berkleyversicherung.de/
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Gesonderte Mitteilung über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht nach  
§§ 16 ff VersVG Anzeigepflicht 

Die Grundlage unseres Angebotes sind die von Ihnen ge-

machten Angaben. Daher ist es zwingend notwendig, dass 

Sie die von uns gestellten Fragen vollständig und wahrheits-

gemäß beantworten. Deshalb ist es notwendig, dass Sie 

auch Umstände angeben, denen Sie nur eine geringe Bedeu-

tung beimessen.  

Wir möchten Sie daher darauf hinweisen, dass Sie Ihren Ver-

sicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder un-

vollständige Angaben machen. Nähre Informationen zu den 

Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht entnehmen Sie 

bitte den folgenden Informationen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Beim Abschluss des Versicherungsvertrages sind Sie ver-

pflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Um-

stände, nach denen wir in schriftlicher Form gefragt haben, 

vollständig und wahrheitsgemäß anzeigen. Sofern wir nach 

Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in 

schriftlicher Form nach gefahrerheblichen Umständen fra-

gen, sind Sie auch hier zur Anzeige verpflichtet.  

Mögliche Folgen einer vorvertraglichen Anzeigepflicht: 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzen Sie bei Abschluss des Vertrages Ihre Anzeige-

pflicht, können wir von dem Vertrag zurücktreten. Dies gilt 

jedoch nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder grobe Fahr-

lässigkeit noch Vorsatz vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 

wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an-

deren Bedingungen, gezeichnet hätten. 

Im Falle des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Er-

klären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-

les, bleiben wir zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachwei-

sen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand: 

• Weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-

cherungsfalles 

• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 

Leistungspflicht ursächlich war.  

Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzei-

gepflicht arglistig verletzt haben.  

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Betrages zu, wel-

cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 

abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

2. Vertragsanpassung 

Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, da die Verletzung 

der vorvertraglichen Anzeigepflicht ohne Verschulden er-

folgt ist, können wir ab Beginn der laufenden Versicherungs-

periode eine höhere Prämie verlangen, falls diese mit Rück-

sicht auf die höhere Gefahr angemessen ist. 

Wenn wir den Vertrag unverändert lassen, weil die höhere 

Gefahr nach unseren Underwriting und tariflichen Grunds-

ätzen auch nicht gegen eine höhere Prämie versicherbar ist, 

können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-

nem Monat kündigen. 

3. Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, oder zur Ver-

tragsanpassung/ Kündigung nur innerhalb eines Monats 

schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-

punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 

das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 

erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 

Umstände anzugeben, auf welche wir unsere Erklärung be-

rufen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Um-

stände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht 

verstrichen ist. 

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt oder zur Ver-

tragsanpassung/ Kündigung nicht berufen, wenn wir den 

nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 

Anzeige kannten. 

Unsere Rechte zum Rücktritt und zur Vertragsanpassung/ 

Kündigung erlöschen mit Ablauf von drei Jahren nach Ver-

tragsabschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor 

Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 

Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

4. Stellvertretung durch eine andere Person 

Lassen Sie sich durch eine andere Person beim Vertragsab-

schluss vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, der 

Vertragsanpassung, des Rücktritts, der Kündigung und der 

Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kennt-

nis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene 

Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich nur 

darauf berufen, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 

bzw. grob fahrlässig verletzt worden ist, wenn Ihrem Stell-

vertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 

Last fällt.
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Gesetzlich vorgeschriebene Informationen 

Wichtige Information zur Prämienzahlung  

Die Versicherungsnehmerin hat die erste oder einmalige Prämie innerhalb von zwei Wochen nach dem Abschluß des 

Versicherungsvertrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung zu zahlen.  

Gefährdung des Versicherungsschutzes  

Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf der o.g. Frist noch 

nicht gezahlt, so sind wir von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass Sie an der rechtzeitigen Zahlung 

der Prämie ohne Ihr Verschulden verhindert waren.  

Unser Rücktrittsrecht  

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht innerhalb von zwei Wochen nach dem Abschluß des Versicherungs-

vertrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung, können wir vom Vertrag zurücktreten, solange Sie die Zah-

lung nicht bewirkt haben. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom 

Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird.  

Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrages und zur 

Rechtzeitigkeit der Zahlung können Sie dem Versicherungsschein sowie den für Ihren Vertrag geltenden Versiche-

rungsbedingungen entnehmen.  

Weitere Einzelheiten zur Zahlungsweise der Prämie entnehmen Sie bitte dem Versicherungsschein bzw. Polizze, den 

Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Bedingungen/ Vereinbarungen und Klauseln sowie den §§ 38 ff. des Versi-

cherungsvertragsgesetzes (VersVG).  

Rücktrittsbelehrung gem. § 5c VersVG  

Rücktrittsrecht  

Sie können von Ihrem Versicherungsvertrag innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in geschriebener 

Form (z.B. Brief, Fax, E-Mail) zurücktreten. Die Frist beginnt mit der Verständigung über das Zustandekommen des 

Versicherungsvertrags (Zusendung der Polizze bzw. des Versicherungsscheins), jedoch nicht, bevor Sie den Versiche-

rungsschein, die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmungen über die Prämienfestsetzung oder -

änderung und diese Belehrung über das Rücktrittsrecht erhalten haben.  

Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer Be-

lehrung über das Rücktrittsrecht, es sei denn, diese Belehrung wäre derart fehlerhaft, dass sie Ihnen die Möglichkeit 

nimmt, Ihr Rücktrittsrecht im Wesentlichen unter denselben Bedingungen wie bei zutreffender Belehrung auszuüben. 

Zur Wahrung der Rücktrittsfrist reicht es aus, dass Sie die Rücktrittserklärung vor Ablauf der Rücktrittsfrist absenden. 

Die Erklärung ist auch wirksam, wenn sie in den Machtbereich Ihres Versicherungsvertreters gelangt.  

Die Rücktrittserklärung ist zu richten an:  

W. R. Berkley Europe AG 

Christophstraße 19 

D-50670 Köln 
oder 

per Fax an +49 (0) 221 37050048 
oder 

per E-Mail an wrbvd_info@wrberkley.com 

mailto:wrbvd_info@wrberkley.com
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Rücktrittsfolgen  

Im Falle eines wirksamen Rücktritts enden Ihr allfällig bereits gewährter Versicherungsschutz und Ihre künftigen Ver-

pflichtungen aus dem Versicherungsvertrag. Haben wir bereits (vorläufige) Deckung gewährt, so gebührt uns eine der 

Deckungsdauer entsprechende Prämie (1/ 360 pro Tag der Jahresprämie, an dem Versicherungsschutz bestand). 

Wenn Sie bereits Prämien an uns geleistet haben, die über diese Prämie hinausgehen, so werden wir Ihnen diese 

ohne Abzüge zurückzahlen.  

Das Rücktrittsrecht besteht nicht bei Verträgen über ein Großrisiko im Sinne § 5 Z 34 VAG 2016.4 

 
 
 

Rücktrittsbelehrung gem. § 8 FernFinG  

Wurde der Vertrag ausschließlich im Wege des Fernabsatzes (d.h. z.B. über Internet, E-Mail, Telefax) abgeschlossen 

und sind Sie als Verbraucher im Sinne des KSchG zu qualifizieren, haben Sie die Möglichkeit innerhalb von 14 Tagen 

vom Vertrag oder Ihrer Vertragserklärung zurückzutreten. Die Frist beginnt mit dem Tag des Vertragsabschlusses, 

aber nicht vor Erhalt der Vertragsunterlagen. Innerhalb der Rücktrittsfrist darf mit der Erfüllung des Vertrags erst 

nach Ihrer ausdrücklichen Zustimmung begonnen werden. Die Frist ist jedenfalls gewahrt, wenn der Rücktritt 

schriftlich oder auf einem anderen, dem Empfänger zur Verfügung stehenden und zugänglichen dauerhaften Da-

tenträger (z.B. E-Mail) erklärt und diese Erklärung vor dem Ablauf der Frist abgesendet wird.  

Die Rücktrittserklärung ist zu richten an:  

 
W. R. Berkley Europe AG  

Christophstraße 19  

D-50670 Köln  

oder  

per Fax an +49 (0)221 37050048  

oder  

per E-Mail an wrbvd_info@wrberkley.com  

 

  

mailto:wrbvd_info@wrberkley.com
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DATENSCHUTZ 
Versicherungsprodukte von Berkley Deutschland: Informationspflichten gemäß  

Artikel 13 und 14 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 

Vorbemerkung 

Dieser Abschnitt über den Datenschutz soll darüber informieren, wie die deutsche Niederlassung der W. R. Berkley 

Europe AG (im Folgenden "Berkley Deutschland") personenbezogene Daten erhebt, nutzt, verarbeitet, schützt und 

gegebenenfalls weitergibt. 

Wenn in diesem Abschnitt von "wir" oder "uns" die Rede ist, sind damit Berkley Deutschland oder andere Unterneh-

men der W. R. Berkley Corporation gemeint. Weitere Informationen über die Unternehmen der W. R. Berkley Cor-

poration finden Sie hier: https://www.berkley.com/businesses. 

Wenn wir uns auf "Sie" oder "Ihr" beziehen, meinen wir Personen, deren Daten wir routinemäßig erfassen, z. B. 

Versicherte, Antragsteller oder andere Parteien, die an unseren Versicherungsprozessen beteiligt sind. 

Unsere Datenschutzerklärung 

Unsere aktuellste Datenschutzerklärung finden Sie hier: https://www.berkleyversicherung.de/datenschutz/. 

Überblick über unsere Datenschutzerklärung 

Unsere Datenschutzerklärung beschreibt unter anderem: 

a. Die Arten der von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten 

Wir können personenbezogene Daten über Sie erheben, einschließlich: 

i. Ihr Name, Ihre Adresse, Ihr Geburtsdatum, Ihre Kontaktangaben und Ihr Geschlecht; 

ii. Ihre familiären und sozialen Verhältnisse, wie Familienstand, Familienangehörige und nächste Angehörige; 

iii. Ihre finanziellen Verhältnisse und Ihre Bankverbindung, z. B. Ihre Bank- und Kontonummer; 

iv. Ihre Ausbildung und Beschäftigung, z. B. Ihre Qualifikationen; und 

v. Ihre Ausweisdokumente oder Informationen zu Background Checks. 

 

Unter bestimmten Umständen kann es auch erforderlich sein, dass wir sensible personenbezogene Daten er-

heben und verarbeiten. Wir verarbeiten alle sensiblen personenbezogenen Daten im Einklang mit den jeweils 

einschlägigen Rechtsgrundlagen, die in diesem Abschnitt über den Datenschutz (unter c) und ausführlicher in 

Abschnitt 4 unseres Datenschutzhinweises beschrieben sind. 

 

b. Wie wir personenbezogene Daten verwenden 

Wir verwenden Ihre personenbezogenen Daten für verschiedene Zwecke, unter anderem: 

i. Verwaltung unserer Richtlinien und Verträge mit Ihnen; 

ii. Einhaltung von behördlichen oder sonstigen rechtlichen Anforderungen; 

iii. Verhinderung und Aufdeckung von Betrug; 

iv. Kundenservice; und 

v. Weitergabe von personenbezogenen Daten an andere Unternehmen der W. R. Berkley Corporation. 

 

 

https://www.berkley.com/businesses
https://www.berkleyversicherung.de/datenschutz/


 
 
 
 
 
 

W. R. Berkley Europe AG – Kundenhinweise 
Stand: 11/ 2023 Seite 6 von 8 

c. Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

Für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten stützen wir uns im Allgemeinen auf die folgenden 

Rechtsgrundlagen: 

i. Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen; 

ii. Einhaltung rechtlicher oder regulatorischer Anforderungen; 

iii. Berechtigtes Interesse; oder 

iv. Ihre Einwilligung. 

 

d. Wo werden personenbezogene Daten erhoben? 

Wir können personenbezogene Daten aus einer Vielzahl von Quellen erheben, unter anderem: 

i. Sie oder Ihr Vertreter (z. B. Ihr Makler oder Vertreter); 

ii. In der Versicherungsbranche verwendete Register und Datenbanken; 

iii. Andere Beteiligte (z. B. Kläger, Geschädigte oder Zeugen); 

iv. Kreditauskunfteien; und 

v. Andere öffentlich zugängliche Quellen für Betrugsbekämpfungszwecke. 

 

e. An wen werden personenbezogene Daten weitergegeben? 

Unter bestimmten Umständen können wir Ihre personenbezogenen Daten weitergeben: 

i. Andere Unternehmen der W. R. Berkley Corporation; 

ii. Bevollmächtigte Dritte oder Dienstleister (einschließlich Makler, andere Versicherer, Rechtsanwälte und 

Drittdienstleister); und 

iii. Aufsichts- und andere Behörden, sowie Behörden zur Verhütung von Finanzkriminalität. 

 

Unsere Datenschutzerklärung umfasst auch auf die folgenden Bereiche; weitere Informationen finden Sie unter 

dem oben genannten Link: 

 

f. Wie Daten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums übermittelt werden 

g. Wie lange personenbezogene Daten aufbewahrt werden 

h. Wie personenbezogene Daten für Marketingzwecke verwendet werden 

i. Wie personenbezogene Daten bei der automatisierten Entscheidungsfindung verwendet werden 

j. Wie personenbezogene Daten sicher aufbewahrt werden 

k. Ihre Rechte 

l. Wie Sie zusätzliche Fragen oder Beschwerden vorbringen können 

Kontaktinformationen 

Wenn Sie Ihre Rechte ausüben, die Verwendung Ihrer Daten besprechen, sich über die Verarbeitung Ihrer personen-

bezogenen Daten beschweren oder eine Kopie unserer Datenschutzerklärung anfordern möchten, wenden Sie sich 

bitte an uns: 

W. R. Berkley Europe AG, Niederlassung für Deutschland 

Christophstraße 19  

D-50670 Köln 

Telefon: +49 (0) 221 99386 0 

E-Mail: DPO@wrberkley.com 

mailto:DPO@wrberkley.com
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Informationen über den Versicherer und Kontaktdaten 

Über W. R. Berkley Europe AG:  

Die W. R. Berkley Europe AG ist ein Spezialversicherer, der mit hoher Fachkompetenz individuelle Versicherungslö-

sungen und maßgeschneiderten Service für den gewerblichen Mittelstand bietet. Als Teil der W. R. Berkley Corpora-

tion, die auf mehr als 50 Jahre Erfahrung zurückblicken und Prämieneinnahmen von mehreren Milliarden verzeichnen 

kann, profitiert die W. R. Berkley Europe AG von der finanziellen Stärke und Stabilität der kapitalkräftigen Mutterge-

sellschaft. Hochwertige Versicherungsprodukte, Nachhaltigkeit und faire Schadenregulierung gehören zum Leis-

tungsstandard der W. R. Berkley Corporation.  

Vertragspartner:  

Der vorliegende Versicherungsvertrag wird über die deutsche Niederlassung der W. R. Berkley Europe AG abgeschlos-

sen.  

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers:  

Die W. R. Berkley Europe AG, Liechtenstein betreibt die Schaden-, Unfall- und Rückversicherung. Die deutsche Nie-

derlassung betreibt aktuell die Bereiche Sach-, Haftpflicht-, D&O-, Unfall-, Cyber- und Sonderversicherungen. 

Kontaktdaten und ladungsfähige Adresse der Niederlassung für Deutschland:  

W. R. Berkley Europe AG    Telefon: +49 (0) 221 99386 0  

Niederlassung für Deutschland   Fax: +49 (0) 221 37050048  

Christophstraße 19     E-Mail: wrbvd_info@wrberkley.com   

D-50670 Köln      Internet: www.berkleyversicherung.de    

Hauptbevollmächtigter für Deutschland: José David Jiménez García  

Handelsregister: Amtsgericht Köln HRB 85917  

Wir sind eine Niederlassung der W. R. Berkley Europe AG, mit Sitz in Städtle 35a, 9490 Vaduz, Liechtenstein.  

Beschwerden:  

Beschwerden können Sie an den Versicherer direkt an die ladungsfähige Adresse der Niederlassung in Deutschland 

senden.  

Für die deutsche Niederlassung der W. R. Berkley Europe AG ist die deutsche Bundesanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht (BaFin) zuständig.  

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)  

Graurheindorfer Str. 108  

D-53117 Bonn  

oder  

Postfach 1253  

53002 Bonn  

Telefon: 0228/ 4108 - 0  

Fax: 0228/ 4108 - 1550  

E-Mail: poststelle@bafin.de 

  

mailto:wrbvd_info@wrberkley.com
http://www.berkleyversicherung.de/
mailto:poststelle@bafin.de
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Zusätzlich oder alternativ können Sie auch die folgenden Behörden einschalten: 

W. R. Berkley Europe AG als Versicherer mit Sitz in Liechtenstein unterliegt der umfassenden Aufsicht durch die  

Finanzmarktaufsicht in Liechtenstein. 

 

Finanzmarktaufsicht Liechtenstein 

Landstrasse 109 

Postfach 279 

9490 Vaduz 

Liechtenstein 

Telefon: +423 236 73 73 

Fax: +423 236 73 74 

E-Mail: info@fma-li.li 

 

Im Hinblick auf die Versicherung von in Österreich belegenen Risiken übt auch die österreichische Aufsichtsbehörde 

eine begrenzte Rechtsaufsicht aus: 

 

Finanzmarktaufsicht (FMA) 

Otto-Wagner-Platz 5 

1090 Wien 

Österreich 

 

mailto:info%40fma-li.li?subject=
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Allgemeine Bedingungen zur persönli-
chen D&O-Versicherung ChefSache by 
Berkley (AVB ChefSache by Berkley Aus-
tria) 

Bei der persönlichen D&O-Versicherung ChefSache by Berkley Austria 

handelt es sich um eine auf dem Claims-Made-Prinzip (Anspruchser-

hebungsprinzip) basierende Versicherung. Dies bedeutet, dass Versi-

cherungsschutz nur für solche Ansprüche gewährt wird, die erstmals 

während der Dauer des Versicherungsvertrags oder während der 

Nachmeldefrist aufgrund einer vor dem Ende des Versicherungsver-

trags begangenen Pflichtverletzung in geschriebener Formgegen den 

Versicherungsnehmer geltend gemacht werden. Der Versicherungs-

fall ist demnach nicht die Pflichtverletzung, sondern die erstmalige 

Inanspruchnahme. Die Leistungspflicht der W. R. Berkley Europe AG 

(im Folgenden W. R. Berkley genannt) ist auf die vereinbarte Versi-

cherungssumme begrenzt, so dass auch Kosten (z.B. Abwehrkosten) 

aus der Versicherungssumme entnommen werden, sofern nicht im 

Folgenden etwas anderes vereinbart ist. 

Voraussetzungen und Umfang des Versicherungsschutzes im Einzel-

nen entnehmen Sie bitte den nachfolgenden Allgemeinen Bedingun-

gen zur persönlichen D&O-Versicherung ChefSache by Berkley Aus-

tria und dem jeweiligen Versicherungsschein. 

§ 1 Versicherte Leistungen vor dem 
Versicherungsfall 

Die nachfolgend aufgeführten Versicherungsleistungen gewährleis-

ten bereits im Falle eines möglicherweise bevorstehenden Versiche-

rungsfalls und einer damit einhergehenden Vermögensgefährdung 

eine schnelle und effektive erste Unterstützung des Versicherungs-

nehmers. 

Der Versicherungsnehmer hat die Wahl, sich an die ChefLine (siehe 

§ 1 Ziffer 1) oder an die W. R. Berkley (§ 1 Ziffer 2) zu wenden. Die 

Regelung zur freien Anwaltswahl (gem. § 3 Ziffer 1.8) bleibt unbe-

rührt. 

1 ChefLine 

Über die ChefLine wird eine rechtliche Beratungsleistung gewährt, 

die durch von der W. R. Berkley unabhängige sowie nachweislich auf 

dem Gebiet der Managerhaftung spezialisierte Anwaltskanzleien aus-

geführt wird (www.berkleyversicherung.de/chefsache). 

Der Versicherungsnehmer hat das Recht, während der Laufzeit des 

Vertrages die nachfolgenden Leistungen (a bis d) über die ChefLine in 

Anspruch zu nehmen, wenn nach subjektiver Beurteilung des Versi-

cherungsnehmers Sachverhalte vorliegen oder der Eintritt von Sach-

verhalten als wahrscheinlich angesehen werden kann, aufgrund de-

rer es zu einer zivilrechtlichen Inanspruchnahme – oder strafrechtli-

chen Verfolgung – im Zusammenhang mit dem versicherten Mandat 

kommen kann.  

Nach Vertragsende besteht ausschließlich für die nachfolgenden Leis-

tungen (a bis c) Versicherungsschutz für 12 Monate ab dem Aufhe-

bungszeitpunkt.  

Die W. R. Berkley trägt die Kosten der ChefLine nur, wenn der Versi-

cherungsnehmer der ChefLine 

I) seine Identität und 

II) die Versicherungsscheinnummer 

mitteilt. Durch die Beauftragung eines Rechtsanwaltes der ChefLine, 

welche im Anschluss an die erste telefonische Rechtsberatung mög-

lich ist, entsteht ein Mandatsverhältnis ausschließlich zum Versiche-

rungsnehmer und nicht zur W. R. Berkley. Diese übernimmt keine 

Haftung für die Leistung des Rechtsanwaltes der ChefLine. 

Eine gesonderte Honorarabstimmung mit der W. R. Berkley ist bei Be-

auftragung der ChefLine nicht erforderlich. 

a) Telefonische Erstberatung 

Die telefonische Erstberatung steht dem Versicherungsnehmer jeder-

zeit zur Verfügung und beinhaltet folgende Leistungen im Rahmen 

der Versicherungssumme: 

• Aufnahme des Sachverhaltes 

• Juristische Bewertung und Erstbeurteilung  

• Erste allgemeine Handlungsempfehlungen 

b) Interventionsleistungen der ChefLine vor Abstimmung mit der 
W. R. Berkley 

Die ChefLine ist ohne Abstimmung mit der W. R. Berkley berechtigt, 

über die telefonische Erstberatung hinaus erweiterte notwendige Be-

ratungsleistungen zu erbringen. Hierunter werden insbesondere 

erste konkrete Maßnahmen zur Abwehr von drohenden Ansprüchen 

sowie sonstige von der ChefLine begleitete Maßnahmen zur Beweis-

sicherung und Absicherung der Rechtsposition zur Vermeidung eines 

Versicherungsfalls verstanden. 

Diese erweiterte Beratungsleistung ist auf ein Sublimit von 12.000 € 

begrenzt. 

c) Unterstützungsleistungen bei Geltendmachung des Versiche-
rungsschutzes 

Wird durch die ChefLine eine verbindliche Entscheidung der W. R. 

Berkley bzgl. 

aa) der Gewährung von vorläufigem Abwehrkostenschutz oder 

http://www.berkleyversicherung.de/chefsache
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bb) der Gewährung der Abwehrberatungskosten im Anwen-

dungsbereich der vorsorglichen Rechtsberatung gem. § 1 Ziffer 2 

oder 

cc) einer Bestätigung bzgl. des Eintritts des Versicherungsfalls 

gem. § 2 Ziffer 1 beantragt, so ist die W. R. Berkley verpflichtet, in-

nerhalb von zwei Arbeitstagen ab Zugang einer solchen Anfrage eine 

Entscheidung darüber zu treffen. 

Liegt eine solche Entscheidung nicht innerhalb von zwei Arbeitstagen 

ab Zugang der Anfrage bei der W. R. Berkley vor, besteht in Abstim-

mung zwischen dem Versicherungsnehmer und der ChefLine Ab-

wehr-/ Beratungskostenschutz in Höhe von bis zu 50.000 €. 

Liegt in Erweiterung hierzu nicht innerhalb von 10 Arbeitstagen eine 

verbindliche Entscheidung der W. R. Berkley vor, so steht außerhalb 

begründeter Einzelfälle (insbesondere sehr umfangreicher Scha-

deninformationen) in Abstimmung zwischen dem Versicherungsneh-

mer und der ChefLine zusätzlich weiterer Abwehr-/Beratungskosten-

schutz zur Verfügung. 

Hierfür besteht ein Sublimit in Höhe von 10 % der Versicherungs-

summe, mind. 100.000 €. 

dd) Erweiterte Sachverhaltsaufklärungskosten 

Sollte die W. R. Berkley die Gewährung von vorläufigen Abwehrkos-

tenschutz gem. § 1 Ziffer 1 c) aa) oder die Gewährung von Abwehr-

kosten auf Basis des Antrags der ChefLine gem. § 1 Ziffer 1 c) bb) oder 

trotz Antrag durch die ChefLine die Bestätigung des Eintritts des Ver-

sicherungsfalls gem. § 1 Ziffer 1 c) cc) verweigern, so steht über die 

ChefLine zusätzlich für erweiterte Sachverhaltsaufklärungskosten 

durch die ChefLine zur erneuten und erweiterten Vorlage des Sach-

verhalts bei der W. R. Berkley ein maximaler Kostenersatz in Höhe 

von 2.500 € p.a. zur Verfügung. 

d) Anwaltliche Beratungsleistungen zur Vermeidung von Pflicht-
verletzungen 

Während der Laufzeit des Vertrages ist der Versicherungsnehmer be-

rechtigt, einmal pro Versicherungsperiode anwaltliche Beratungsleis-

tungen bei der ChefLine zur Vermeidung von Pflichtverletzungen in 

Anspruch zu nehmen, wenn er eine Entscheidung zu treffen oder eine 

Maßnahme zu ergreifen hat, bei welcher – nach Einschätzung des 

Versicherungsnehmers – die konkrete Gefahr einer Pflichtverletzung 

besteht. Die W. R. Berkley übernimmt die Kosten dieser anwaltlichen 

Beratungsleistung bis zu fünf Stunden. 

Vorgenannte Kosten gemäß § 1 Ziffer 1 a) bis d) werden aus der Ver-

sicherungssumme entnommen. 

2 Vorsorgliche Rechtsberatung 

Der Versicherungsnehmer hat das Recht, von der W. R. Berkley zur 

Vermeidung des Eintritts des Versicherungsfalls die Übernahme von 

Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung zu verlangen, wenn er der 

W. R. Berkley Sachverhalte anzeigt, aufgrund derer ihm wegen einer 

Pflichtverletzung oder des Vorwurfs einer solchen Pflichtverletzung 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Versicherungsfall droht. 

Eine derartige Anzeige kommt in Betracht, wenn insbesondere einer 

der folgenden Sachverhalte vorliegt: 

• Gegen ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird 

wegen eines von dem Versicherungsnehmer verursachten 

Vermögensschaden ein Schadenersatzanspruch erhoben. 

• Gegen ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird 

ein Leistungs- oder Unterlassungsanspruch mit einem Streit-

wert von mindestens € 50.000 geltend gemacht. 

• Dem Versicherungsnehmer werden mündlich Haftpflichtan-

sprüche angedroht. 

• Das Aufsichtsorgan oder die Gesellschafterversammlung eines 

Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 Ziffer 1 beschließt, 

dass ein haftungsrelevantes Verhalten des Versicherungsneh-

mers vorliegt oder dass ein besonderer Vertreter zur Geltend-

machung eines Anspruches gegen den Versicherungsnehmer 

bestellt wird (insbesondere gemäß § 134 AktG sowie entspre-

chender ausländischer Rechtsvorschriften). 

• Gesellschafter der Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Zif-

fer 1 fordern in geschriebener Form auf, einen Anspruch gegen 

den Versicherungsnehmer geltend zu machen. 

• Potenzielle Haftungsansprüche gegen den Versicherungsneh-

mer aus seiner Tätigkeit für ein Mandatsunternehmen im 

Sinne von § 7 Ziffer 1 werden von diesem an Dritte abgetreten. 

• Der Versicherungsnehmer wird von seinen jeweiligen Auf-

sichtsorganen bzw. Disziplinarvorgesetzten zu möglichen 

Pflichtverletzungen in sogenannten „Interviews“ befragt oder 

zur Stellungnahme aufgefordert. 

• Gegen den Versicherungsnehmer wird durch eine Behörde 

eine Untersuchung eingeleitet, die sich auf die Organtätigkeit 

für ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 bezieht. 

• Dem Versicherungsnehmer wird die Entlastung verweigert, 

wobei die Verschiebung eines vorgesehenen Entlastungsbe-

schlusses einer Nichtentlastung gleichsteht. 

• Dem Versicherungsnehmer wird eine Abmahnung erteilt. 

• Der Versicherungsnehmer wird aufgefordert, wegen eines 

Haftpflichtanspruchs vorübergehend auf die Einrede der Ver-

jährung zu verzichten. 

• Gegenüber dem Versicherungsnehmer wird die Streitverkün-

dung angedroht oder er wird von den Mandatsunternehmen 

im Sinne von § 7 Ziffer 1 aufgefordert, zu einer Pflichtverlet-

zung Stellung zu nehmen. 

• Gegenüber dem Versicherungsnehmer wird die Aufhebung 
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seines Anstellungsvertrags oder eine Abberufung oder eine 

vorzeitige Kündigung seines Anstellungsvertrags angedroht 

oder ausgesprochen. 

• Ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 erbringt 

eine im Anstellungsvertrag mit dem Versicherungsnehmer ver-

einbarte Leistung trotz Fälligkeit ganz oder teilweise nicht und 

begründet dies mit einer bei dessen Tätigkeit für ein Mandats-

unternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 begangenen Pflichtver-

letzung. 

• Es werden Sondergutachten gemäß § 130 AktG oder ähnlicher 

Rechtsvorschriften erstellt. 

• Bei einem Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird 

ein Klagezulassungsverfahren gemäß § 148 deutsches AktG 

oder vergleichbaren ausländischen Rechtsvorschriften gegen 

den Versicherungsnehmer beantragt. 

• Es wird ein gerichtlicher Antrag von Aktionären zur Bestellung 

eines anderen als des satzungsmäßigen Vertreters gestellt. 

• Der Insolvenzverwalter eines Mandatsunternehmens im Sinne 

von § 7 Ziffer 1 verlangt vom Versicherungsnehmer Auskunft 

bzw. Mitwirkung nach den Vorschriften der IO. 

• Im Rahmen der genossenschaftlichen Pflichtprüfung wird eine 

Einschränkung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

des Versicherungsnehmers festgestellt. 

• Ein Rechtsgeschäft mit einem Mandatsunternehmen im Sinne 

von § 7 Ziffer 1 mit einem Dritten wird durch den Insolvenzver-

walter des Dritten nach § §28 IO angefochten. 

• Ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 beauftragt 

eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder einen vergleichba-

ren Dritten mit der Untersuchung auf eine (drohende) Zah-

lungsunfähigkeit im Sinne von § 66 IO. 

• Es wird eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage in Bezug auf 

Beschlüsse der Hauptversammlung oder Gesellschafterver-

sammlung eines Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 Zif-

fer 1 erhoben. 

• Bei einem Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird 

eine Prüfung gemäß §§ 70 BWG angeordnet bzw. vorgenom-

men. 

• Gegen ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird 

Anfechtungsklage gemäß § 195 AktG erhoben. 

• Einem Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird die 

stiftungsrechtliche Genehmigung widerrufen oder entzogen  

oder es droht die Aberkennung der Gemeinnützigkeit im Sinne 

der §§ 34ffBAO oder vergleichbarer ausländischer Vorschriften 

bezüglich der laufenden Besteuerung (dies gilt auch für die 

zwangsweise Aufhebung aus einem anderen Grund als Insol-

venz oder Zweckänderung der Stiftung durch die 

Stiftungsaufsicht). Voraussetzung für die Gewährung von Ab-

wehrkosten ist die erstmalige schriftliche Mitteilung einer Be-

hörde nach Vertragsbeginn, eine oben erwähnte Maßnahme 

durchzuführen oder zu beabsichtigen. 

• Eine Gläubiger- oder Gesellschafterversammlung wird zur Ent-

scheidung über die Geltendmachung eines Anspruchs im Sinne 

von § 2 Ziffer 1 einberufen. 

• Einem Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 wird der 

Bestätigungsvermerk (Testat) zum Jahresabschluss durch den 

Wirtschaftsprüfer nicht erteilt. 

Besteht Streit über die hinreichende Wahrscheinlichkeit des Eintritts 

eines Versicherungsfalls, so ist die Kostenübernahme zunächst auf ei-

nen Betrag in Höhe von 50.000 € je Versicherungsfall und -periode 

begrenzt. 

Vorgenannte Kosten werden aus der Versicherungssumme entnom-

men. Sublimite werden durch diese Kosten nicht berührt. 

§ 2 Versichertes Risiko 

1 Versicherungsfall 

Die W. R. Berkley gewährt – im gesetzlichen Rahmen weltweit – Ver-

sicherungsschutz für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 

einer bei einer versicherten Tätigkeit im Sinne von § 7 begangenen 

Pflichtverletzung auf Ersatz eines Vermögensschadens in Anspruch 

genommen wird. 

Versicherungsfall ist nicht die Pflichtverletzung, sondern die erstma-

lige Inanspruchnahme in geschriebener Form. Der erstmaligen Inan-

spruchnahme stehen, soweit sie in geschriebener Form erfolgen, 

gleich: 

• eine Streitverkündung gegenüber dem Versicherungsnehmer, 

• die Aufrechnung mit einem nach diesem Vertrag versicherten 

– wenn auch nur behaupteten - Haftpflichtanspruch gegen 

eine von dem Versicherungsnehmer erhobene Forderung, 

die mit einem nach diesem Vertrag versicherten Haftpflichtan-

spruch begründete Geltendmachung eines Zurückbehaltungs-

rechts gegen eine von dem Versicherungsnehmer erhobene 

Forderung, 

• ein Beschluss, in dem ein hierfür zuständiges Organ eines im 

Versicherungsschein benannten Unternehmens eine Pflicht-

verletzung des Versicherungsnehmers feststellt, 

• eine Klage auf Feststellung einer Haftung des Versicherungs-

nehmers, 

• die Veranlassung der Bekanntgabe eines Güteantrags gemäß § 

204 Absatz 1 Nr. 4 deutsches BGB oder 
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• diesen Punkten entsprechende Verfahren nach ausländischen 

Rechtsvorschriften. 

Der Versicherungsschutz umfasst auch Inanspruchnahmen 

• gemäß §§ 9,80 BAO oder vergleichbaren ausländischen 

Rechtsvorschriften, 

• gemäß § § 3 IO, § 49 Abs. 2 Nr. 3 VAG oder in der alten Fassung 

gemäß § 64 deutsches GmbHG und § 84 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 6 

AktG, § 23 GenG 

• aufgrund vertraglicher Haftpflichtbestimmungen, soweit diese 

nicht über den Umfang gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 

hinausgehen. 

Der Versicherungsnehmer hat bei Vorliegen eines Versicherungsfalls 

die Wahl, sich zunächst an die ChefLine (siehe § 1 Ziffer 1) oder an die 

W. R. Berkley zu wenden. Zudem steht dem Versicherungsnehmer im 

Rahmen des § 3 Ziffer 1.8 die freie Anwaltswahl zu. 

Soweit die W. R. Berkley Versicherungsschutz für Leistungen ge-

währt, deren Voraussetzung nicht ein Versicherungs-, sondern ein 

benannter sonstiger Leistungsfall (z.B. Unterstützung in Straf-, Ver-

waltungsstraf- oder sonstigen behördlichen Verfahren) ist, gelten – 

vorbehaltlich etwaiger im Zusammenhang mit dem sonstigen Leis-

tungsfall getroffener abweichender Bestimmungen – die für Versi-

cherungsfälle getroffenen Regelungen entsprechend. 

Besteht Streit über das Vorliegen eines Versicherungsfalls, so ist die 

Kostenübernahme zunächst auf einen Betrag in Höhe von 50.000 € je 

Versicherungsfall und Versicherungsperiode begrenzt. 

Ist streitig, ob der Versicherungsfall eine versicherte Tätigkeit betrifft, 

besteht vorsorglich Versicherungsschutz, bis über die Haftungsfrage 

rechtskräftig entschieden wurde. Der Versicherer wird bis zur rechts-

kräftigen Entscheidung über die Haftungsfrage keine diesbezügliche 

Feststellungsklage erheben. 

2 Erweiterter Vermögensschadenbegriff 

Vermögensschaden ist jeder Schaden, der weder in der Tötung, Kör-

perverletzung oder Gesundheitsbeeinträchtigung von Personen (Per-

sonenschaden) noch in der Vernichtung, Beschädigung oder dem Ab-

handenkommen von Sachen (Sachschaden) besteht noch sich aus sol-

chen Schäden herleitet (Folgeschaden). 

In Erweiterung zu Absatz 1 gelten auch Folgeschäden als Vermögens-

schäden, wenn 

• die dem Versicherungsfall zugrunde liegende Pflichtverletzung 

nicht für den Personen- oder Sachschaden, sondern aus-

schließlich für den Folgeschaden (z.B. entgangener Gewinn) 

ursächlich ist, 

• der Personen- oder Sachschaden nicht bei einem Mandatsun-

ternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1, sondern bei einem Dritten 

eintritt, und ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 

1 dadurch einen Folgeschaden erleidet, der über den Ausgleich 

des bei dem Dritten eingetretenen Personen- oder Sachscha-

dens hinausgeht, oder 

• der Personenschaden in der psychischen Beeinträchtigung 

(„mental anguish“ oder „emotional distress“) einer natürli-

chen Person besteht, die deshalb Haftpflichtansprüche wegen 

immaterieller Schäden nach dem Gleichbehandlungsgesetz 

(GlBG) oder ähnlichen Rechtsvorschriften gegen den Versiche-

rungsnehmer geltend macht. 

Als Vermögensschäden gelten auch Schäden von Anteilseignern we-

gen Wertverlusten von Anteilen an den im Versicherungsschein be-

nannten Unternehmen. 

Die Beweislast für das Nichtvorliegen eines Vermögensschadens liegt 

in deckungsrechtlicher Hinsicht bei der W. R. Berkley. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich im Rahmen eines Sublimits in 

Höhe von 10 % der Versicherungssumme (maximal 100.000 €) auch 

auf Ansprüche im Sinne von § 2 Ziffer 1 gegen den Versicherungsneh-

mer, welche sich unmittelbar ergeben aus 

• dem Eindringen, der Verletzung oder der Beeinträchtigung von 

jeglichen Rechten der Privatsphäre einschließlich der Offenle-

gung von Informationen, die einen Verstoß gegen die einschlä-

gigen Datenschutzgesetze darstellen, 

• der unberechtigten Offenlegung oder Nutzung von vertrauli-

chen Daten oder von solchen Informationen, deren Offenle-

gung oder Nutzung gesetzlichen Beschränkungen unterliegen. 

Dies gilt jedoch nicht für: 

• Ansprüche, die sich daraus ergeben, dass es das Mandatsun-

ternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 versäumt hat, Bekannt-

machungen im Internet, Intranet oder Extranet trotz vorange-

gangener Beschwerde oder Aufforderung seitens eines Dritten 

zu löschen. 

• Ansprüche, die auf einer Bekanntmachung auf einer öffentli-

chen Seite beruhen und diese Bekanntmachung von dem im 

Versicherungsschein benannten Unternehmen oder Tochter-

unternehmen, einem Mitarbeiter dieser Unternehmen oder 

einem Dritten vorgenommen wurde. Eine öffentliche Seite in 

diesem Sinne ist eine Internet-, Intranet- oder Extranetseite, 

auf der jeder ohne Anmeldung Inhalte veröffentlichen kann 

oder jede andere Seite, die nicht unter die direkte Kontrolle 

des Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 Ziffer 1. fällt, mit 

Ausnahme der jeweiligen veröffentlichten Inhalte, denen vor 
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Veröffentlichung in Übereinstimmung mit den Veröffentli-

chungsrichtlinien des im Versicherungsschein benannten Un-

ternehmens zugestimmt wurde.  

3 Gesetzes- und Embargovorbehalt 

Versicherungsschutz besteht nur im jeweiligen gesetzlichen Rahmen, 

insbesondere also nur, soweit und solange keine Wirtschafts-, Han-

dels- oder Finanzsanktionen oder Embargos der Vereinten Nationen, 

der Europäischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraums oder 

Österreichs entgegenstehen, und nicht in Staaten, die den Betrieb 

des Versicherungsgeschäfts durch einen dort nicht zugelassenen Ver-

sicherer verbieten oder unter einen Erlaubnisvorbehalt stellen. 

4 Selbstbehaltsversicherung 

Die W. R. Berkley gewährt dem Versicherungsnehmer nach Maßgabe 

der folgenden Bedingungen sowie der Regelungen der betroffenen 

D&O-Versicherung eines im Versicherungsschein benannten Man-

datsunternehmens gemäß § 7 Ziffer 1 (D&O-Unternehmenspolizze) 

ebenfalls Versicherungsschutz aus diesem Vertrag, wenn und soweit 

ihm aus der betroffenen D&O-Unternehmenspolizze nur deshalb kein 

Versicherungsschutz zusteht, weil darin ein Selbstbehalt vereinbart 

ist. Im Versicherungsfall stellt die W. R. Berkley demnach den Versi-

cherungsnehmer von dem in der Unternehmenspolizze vereinbarten 

Selbstbehalt frei, soweit der anderweitige D&O-Versicherer den An-

trag des Versicherungsnehmers auf Freistellung wegen des Selbstbe-

haltes in geschriebener Form abgelehnt hat. Gleiches gilt, wenn der 

andere D&O Versicherer nach Vorleistung auf den Selbstbehalt den 

Versicherungsnehmer hierfür in Regress nimmt. 

Der Versicherer dieses Vertrages folgt uneingeschränkt der Schaden-

regulierung des Versicherers der anderweitigen D&O Deckung. 

Selbstbehalte im Sinne dieser Regelung sind insbesondere solche ge-

mäß des § 93 Absatz 2 Satz 3 deutsches AktG und gemäß des Öster-

reichischen Corporate Governance Kodex. Kein Selbstbehaltsversi-

cherungsschutz besteht für Pflichtverletzungen, die vor dem 

05.08.2009 begangen wurden und soweit der Selbstbehalt nicht auf 

einer Selbstbehaltspflicht beruht. 

§ 3 Versicherungsleistungen 

1 Abwehr erhobener Haftpflichtansprüche 

1.1 Abwehrkosten nach Eintritt des Versicherungs-
falls 

Im Versicherungsfall übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der 

außergerichtlichen und gerichtlichen Abwehr des gegen den Versi-

cherungsnehmer erhobenen Anspruchs (Abwehrkosten). Zu den Ab-

wehrkosten gehören insbesondere die Kosten der Prüfung der Haft-

pflichtfrage, Anwalts-, Wirtschaftsprüfer-, Steuerberater-, Sachver-

ständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Reisekosten sowie Scha-

denermittlungskosten sowie Kosten für forensische Dienstleistun-

gen. 

Erfolgt die Inanspruchnahme nicht durch ein Mandatsunternehmen 

im Sinne von § 7 Ziffer 1, gilt als Abwehr auch die Erhebung einer Wi-

derklage oder vergleichbarer Prozesshandlungen, Rechtsmittel, 

Rechtshandlungen etc. durch den Versicherungsnehmer, soweit dies 

zur Anspruchsabwehr sachdienlich ist. 

1.2 Abwehrkosten bei einem die Versicherungs-
summe übersteigenden Streitwert 

Selbst wenn der Streitwert eines Haftpflichtanspruchs die Versiche-

rungssumme übersteigt, übernimmt die W. R. Berkley die Abwehr-

kosten, ohne geltend zu machen, dass sie nur zu einer anteiligen 

Übernahme verpflichtet sei. 

1.3 Abwehrkosten bei Aufrechnung oder Zurückbe-
haltung 

Tritt der Versicherungsfall dadurch ein, dass gegen eine von dem Ver-

sicherungsnehmer geltend gemachte Forderung mit einem versicher-

ten Haftpflichtanspruch aufgerechnet oder ein solcher im Wege eines 

Zurückbehaltungsrechts geltend gemacht wird, übernimmt die W. R. 

Berkley die Kosten der Durchsetzung der von dem Versicherungsneh-

mer geltend gemachten Forderung. Kosten sind insbesondere 

Rechtsanwaltsgebühren, Gerichtskosten sowie in den Fällen der Gel-

tendmachung von dienstvertraglichen Ansprüchen auch die Kosten 

der im Einvernehmen mit der W. R. Berkley erfolgten Erstellung au-

ßergerichtlicher Aufhebungs- und Abfindungsverträge. 

Übersteigt die Forderung des Versicherungsnehmers den im Wege 

der Aufrechnung oder des Zurückbehaltungsrechts geltend gemach-

ten versicherten Haftpflichtanspruch, trägt die W. R. Berkley die An-

walts- und Gerichtsgebühren nur nach dem Streitwert des Haft-

pflichtanspruchs oder aufgrund einer mit der W. R. Berkley getroffe-

nen Honorarvereinbarung. 

Übersteigt der versicherte Haftpflichtanspruch die Forderung des 

Versicherungsnehmers, übernimmt die W. R. Berkley auch die Kosten 

der Abwehr des weitergehenden Anspruchs. 

1.4 Kosten für Sicherheitsleistungen und Kautionen 

Die W. R. Berkley übernimmt im Versicherungsfall die Kosten der Stel-

lung einer Sicherheitsleistung, die erforderlich ist, um eine 
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Zwangsvollstreckung abzuwenden. In einem Strafverfahren trägt sie 

außerdem die Kosten der Stellung einer Kaution zur Aussetzung des 

Haftvollzugs gegen den Versicherungsnehmer. 

Hierfür besteht ein Sublimit in Höhe von 20 % der Versicherungs-

summe. 

1.5 Kosten in Arrest- und Verbotsverfahren 

Die W. R. Berkley übernimmt im Versicherungsfall die Kosten der Ab-

wehr eines dinglichen Arrests über Vermögenswerte des Versiche-

rungsnehmers, eines persönlichen Arrests des Versicherungsneh-

mers oder eines durch eine einstweilige Verfügung ergangenen oder 

dem Versicherungsnehmer drohenden Verbots, die versicherte Tätig-

keit weiterhin auszuüben. 

Hierfür besteht ein Sublimit in Höhe von 20 % der Versicherungs-

summe. 

1.6 Abwehrkosten bei Personen- oder Sachschäden 

Werden in einem Versicherungsfall auch Ansprüche auf Ersatz von 

Personen- oder Sachschäden geltend gemacht, besteht auch insoweit 

Versicherungsschutz für die gerichtliche und außergerichtliche An-

spruchsabwehr. 

Hierfür besteht ein Sublimit in Höhe von 20 % der Versicherungs-

summe, maximal 300.000 €. 

1.7 Rückforderungsverzicht bei Kosten 

Die W. R. Berkley verzichtet, soweit nicht etwas anderes vereinbart 

ist, auf eine Rückforderung der von ihr nach § 1 (Versicherte Leistun-

gen vor dem Versicherungsfall) und § 3 Ziffer 1 (Abwehr erhobener 

Haftpflichtansprüche) und § 3 Ziffer 3 (Ergänzende Leistungen) über-

nommenen Kosten. Dies gilt selbst dann, wenn sich im Nachhinein 

herausstellt, dass die W. R. Berkley zur Leistung nicht verpflichtet 

war, soweit dies gesetzlich zulässig ist. § 5 Ziffer 1 bleibt hiervon un-

berührt. 

1.8 Freie Anwaltswahl/ W. R. Berkley Expertenpool 

Der Versicherungsnehmer hat die freie Anwaltswahl. In sachlich be-

gründeten Einzelfällen kann die W. R. Berkley dieser Anwaltswahl wi-

dersprechen. Ein sachlicher Grund könnte insbesondere in der man-

gelnden fachlichen Qualifikation und/ oder prozessualen Erfahrung 

des vom Versicherungsnehmer ausgewählten Rechtsanwalts in den 

fallbezogenen Sach- und Rechtsgebieten liegen. 

Kein Widerspruchsrecht hat die W. R. Berkley, wenn der Versiche-

rungsnehmer die anwaltliche Beratung durch die ChefLine oder durch 

einen Rechtsanwalt aus dem W. R. Berkley Expertenpool vornehmen 

lässt. In diesen Fällen bedarf es auch keiner Abstimmung hinsichtlich 

der Abrechnungsmodalitäten und der Vergütung des Rechtsanwal-

tes. 

Den W. R. Berkley Expertenpool kann der Versicherungsnehmer un-

ter www.berkleyversicherung.de/expertenpool einsehen. Bei Bedarf 

kann der Versicherungsnehmer den W. R. Berkley Expertenpool auch 

außerhalb der hier versicherten Leistungen zu den mit der W. R. Ber-

kley verhandelten Konditionen auf eigene Kosten in Anspruch neh-

men. 

Wählt der Versicherungsnehmer für die Verteidigung gem. Abs. 1 ei-

nen Rechtsanwalt außerhalb der ChefLine / des Expertenpools der W. 

R. Berkley aus, übernimmt die W. R. Berkley Gebühren nach dem 

Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG) oder entsprechenden in- oder aus-

ländischen Gebührenordnungen oder Kosten aufgrund von Honorar-

vereinbarungen, soweit diese insbesondere im Hinblick auf die 

Schwierigkeit und Bedeutung der Sache angemessen sind. Der Versi-

cherungsnehmer hat entsprechende Vereinbarungen mit der W. R. 

Berkley vorher abzustimmen. 

Sollte die Beauftragung eines zusätzlichen Beraters oder Gutachters, 

z.B. eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers, im Hinblick auf die 

Schwierigkeit und Bedeutung der Sache erforderlich sein, übernimmt 

die W. R. Berkley auch dessen Kosten in angemessener Höhe. 

1.9 Konfliktmanagement 

Gewährt die W. R. Berkley in einem Versicherungsfall Abwehrkosten 

gemäß § 3 Ziffer 1.1 (Abwehrkosten nach Eintritt des Versicherungs-

falls), so können die W. R. Berkley, der Versicherungsnehmer und der 

Anspruchsteller (die „Parteien“) gemeinsam unter der Vorausset-

zung, dass eine Eskalation der Schadensache anderweitig nicht zu 

verhindern und eine zukünftige vergleichsweise Einigung ansonsten 

offensichtlich nicht zu erreichen ist, einen unabhängigen, zur Ver-

traulichkeit verpflichteten und objektiv geeigneten Dritten als Kon-

fliktmanager beauftragen. Ziel des Konfliktmanagements soll die De-

eskalation der Haftpflichtstreitigkeit und ihre möglichst einvernehm-

liche Beilegung sein. 

Der Konfliktmanager unterstützt die Parteien, indem er die Gesprä-

che und Verhandlungen strukturiert und moderierend begleitet. Ihm 

obliegt auch die jeweilige Ausgestaltung der Verhandlungen. 

Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten ist bei einem Scheitern 

des Konfliktmanagements nicht ausgeschlossen.  

1.10 Mediationsverfahren 

Liegt eine Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers vor, kann 

http://www.berkleyversicherung.de/expertenpool
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mit Zustimmung der W. R. Berkley ein objektiv geeigneter Mediator 

zur freiwilligen, außergerichtlichen Streitbeilegung der Parteien (An-

spruchsteller und Versicherungsnehmer) eingeschaltet werden. 

1.11 Schiedsgerichtsverfahren 

Im Falle der Geltendmachung eines Anspruchs von einem Mandats-

unternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 kann, sofern sowohl auf Seiten 

des Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 Ziffer 1 als auch des Ver-

sicherungsnehmers Einigkeit hierüber besteht und vorbehaltlich der 

Zustimmung durch die W. R. Berkley, die sie nur bei Vorliegen eines 

objektiv sachlichen Grundes verweigern darf, auch ein Schiedsgericht 

angerufen werden. Beide Parteien benennen hierzu einen Schieds-

richter. Beide Schiedsrichter benennen im Falle der Einigung einen 

dritten Schiedsrichter. Sollte keine Einigung zustande gekommen 

sein, erfolgt die Benennung durch den Präsidenten des Landgerichts, 

in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz hat. Das 

Verfahren richtet sich nach der österreichischen Zivilprozessordnung 

(§§ 581 ff. ZPO). 

2 Freistellung von Haftpflichtansprüchen 

2.1 Schadenersatz 

Die W. R. Berkley stellt den Versicherungsnehmer von dem gegen ihn 

erhobenen Schadenersatzanspruch frei, soweit dieser durch rechts-

kräftiges Urteil, Anerkenntnis oder Vergleich festgestellt worden ist. 

Steht dem Versicherungsnehmer im Rahmen einer gesamtschuldne-

rischen Haftung ein Ausgleichsanspruch gegen die übrigen Gesamt-

schuldner zu, geht dieser im Umfang der Freistellung gemäß Satz 1 

auf die W. R. Berkley über. 

2.2 Zinsen 

Hat der Versicherungsnehmer infolge einer von der W. R. Berkley ver-

anlassten Verzögerung der Befriedigung des Anspruchstellers Zinsen 

an diesen zu entrichten, übernimmt die W. R. Berkley deren Bezah-

lung selbst dann, wenn die Versicherungssumme bereits verbraucht 

sein sollte. 

3 Ergänzende Leistungen 

Für die im Folgenden aufgeführten Leistungen gilt, vorbehaltlich ei-

ner abweichenden Regelung, jeweils ein Sublimit in Höhe von 50 % 

der Versicherungssumme.  

Für die nachfolgenden Ziffern 3.5, 3.6, 3.7, 3.8, 3.9, 3.10, 3.11, 3.15 

und 3.16 gilt darüber hinaus:  

Die Leistung im Rahmen dieser Bausteine wird nur gewährt, soweit 

der Anspruch mit einer bei der versicherten Tätigkeit begangenen 

Pflichtverletzung begründet wird, die dazu berechtigt, die Über-

nahme von Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung gemäß § 1 Zif-

fer 2 (Vorsorgliche Rechtsberatung) zu verlangen oder bereits einen 

Versicherungsfall gemäß § 2 Ziffer 1 (Versicherungsfall) ausgelöst hat. 

Dies gilt allerdings nur, sofern und solange der Versicherungsnehmer 

Anspruch auf Versicherungsleistungen gemäß § 1 Ziffer 2 (Vorsorgli-

che Rechtsberatung) oder gemäß § 3 Ziffer 1.1 (Abwehrkosten nach 

Eintritt des Versicherungsfalls) hat. 

3.1 Gehaltsfortzahlung bei Aufrechnung oder Zurückbe-
haltung 

Tritt der Versicherungsfall dadurch ein, dass von einem Mandatsun-

ternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 gegen einen von dem Versiche-

rungsnehmer geltend gemachten anstellungsvertraglichen Anspruch 

auf Vergütung oder den Anspruch auf Nutzung eines Dienstwagens 

oder Ansprüchen aus Abfindungs- oder Aufhebungsverträgen mit ei-

nem versicherten Haftpflichtanspruch aufgerechnet oder ein solcher 

im Wege eines Zurückbehaltungsrechts geltend gemacht wird, über-

nimmt die W. R. Berkley fortlaufend die monatliche Nettofestvergü-

tung (Gehaltsfortzahlung) inkl. der Aufwendungen für einen Dienst-

wagen, wenn dieser entzogen worden ist, sowie die Zahlung von For-

derungen aus Abfindungs- oder Aufhebungsverträgen, in der zum 

Zeitpunkt der Aufrechnung bzw. Zurückbehaltung bestehenden 

Höhe. Die Gehaltsfortzahlung und der Aufwendungsersatz für einen 

Dienstwagen werden für die Dauer von höchstens 24 Monaten ge-

leistet. Der Aufwendungsersatz für Dienstwagen orientiert sich an 

der Fahrzeugklasse, die zuvor im Rahmen des Dienstvertrages zur 

Nutzung überlassen worden ist. Im Umfang der Leistung geht der Ver-

gütungsanspruch des Versicherungsnehmers auf die W. R. Berkley 

über. § 67 VersVG gilt entsprechend. 

3.2 Sofortkosten ohne vorherige Abstimmung mit der W. 
R. Berkley 

Sind in einem Versicherungsfall durch den Versicherungsnehmer un-

verzüglich Sofortmaßnahmen zu ergreifen und ist eine vorherige Ab-

stimmung mit der W. R. Berkley nicht möglich, übernimmt diese den-

noch die für die Sofortmaßnahmen notwendigen Kosten. Hierfür be-

steht ein Sublimit in Höhe von 15 % der Versicherungssumme, maxi-

mal 150.000 €. § 3 Ziffer 1.8 (Freie Anwaltswahl) gilt entsprechend. 

3.3 Übernahme von Kosten zur Minderung von Re-
putationsschäden 

 

Droht im Zusammenhang mit einem zu erwartenden oder eingetre-

tenen Versicherungsfall ein das berufliche Ansehen des 
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Versicherungsnehmers beeinträchtigender Reputationsschaden, 

übernimmt die W. R. Berkley die Kosten, die erforderlich sind, um den 

Reputationsschaden abzuwenden oder zu mindern. Versichert sind 

die Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Beauftragung ei-

ner unabhängigen PR-Agentur oder dadurch entstehen, dass die Gel-

tendmachung von Unterlassungs- oder Widerrufsansprüchen erfor-

derlich ist. 

Die W. R. Berkley übernimmt in diesem Rahmen auch die Kosten der 

einmaligen Veröffentlichung in einer Tageszeitung von in gerichtli-

chen oder behördlichen Entscheidungen getroffenen, den Versiche-

rungsnehmer entlastenden oder von im Raum stehenden Vorwürfen 

freisprechenden Feststellungen, sofern die Veröffentlichung und die 

mit dieser einhergehenden Kosten auch unter Verhältnismäßigkeits-

gesichtspunkten in dem jeweiligen Einzelfall angemessen sind, wobei 

die Veröffentlichung vorab mit der die Verteidigung organisierenden 

Anwaltskanzlei abzustimmen ist. Bei einer Rufschädigung nach § 111 

ff StGB oder nach vergleichbaren ausländischen Rechtsvorschriften 

im Zusammenhang mit einem Versicherungsfall gemäß § 2 Ziffer 1 

übernimmt die W. R. Berkley zusätzlich die Kosten einer Privatan-

klage nach §§ 71 ff StPO oder vergleichbarer ausländischer Rechts-

vorschriften. 

3.4 Verteidigung gegen Abmahnung, Abberufung 
oder Kündigung 

Wird der Versicherungsnehmer abgemahnt, abberufen oder gekün-

digt, übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der außergerichtlichen 

und gerichtlichen Überprüfung der jeweiligen Sanktionsmaßnahme. 

Diese Leistung wird gewährt, soweit die Abmahnung, Abberufung 

oder Kündigung mit einer bei der versicherten Tätigkeit begangenen 

Pflichtverletzung begründet wird, die dazu berechtigt, die Über-

nahme von Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung gemäß § 1 Zif-

fer 2 (Vorsorgliche Rechtsberatung) zu verlangen oder bereits einen 

Versicherungsfall gemäß § 2 Ziffer 1 (Versicherungsfall) ausgelöst hat. 

3.5 Beratung vor Einleitung eines Straf-, Verwal-
tungsstraf- oder sonstigen behördlichen Verfah-
rens 

Droht dem Versicherungsnehmer ein Straf- oder Verwaltungsstraf- 

oder ein sonstiges behördliches Verfahren, übernimmt die W. R. Ber-

kley die Kosten der Beratung zum Zwecke der Abwehr der Verfah-

renseinleitung. 

3.6 Unterstützung in Straf-, Verwaltungsstraf- oder 
sonstigen behördlichen Verfahren 

Wird ein Straf- oder Verwaltungsstraf- oder ein sonstiges 

behördliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer eingeleitet, 

übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der außergerichtlichen und 

gerichtlichen anwaltlichen Vertretung in dem jeweiligen Verfahren. 

Übernommen werden beispielsweise auch Kosten der Verteidigung 

im Zusammenhang mit Straf- und Verwaltungsstrafverfahren auf der 

Grundlage des Kartellrechts (etwa wegen Preis- oder Ausschrei-

bungsabsprachen) oder anderer vergleichbarer ausländischer 

Rechtsvorschriften, etwa des UK Bribery Act 2010. 

3.7 Abwehr von Ansprüchen wegen Verletzung von 
Antikorruptionsgesetzen 

Wird gegen den Versicherungsnehmer eine Forderung zur Zahlung 

von zivilrechtlichen Strafen oder Bußen gemäß Foreign Corrupt Prac-

tices Act oder vergleichbaren Rechtsvorschriften geltend gemacht, 

übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der Abwehr einer solchen 

Forderung. 

3.8 Unterstützung in Standes-, Disziplinar- und Auf-
sichtsverfahren 

Wird ein standes-, disziplinar- oder aufsichtsrechtliches Verfahren 

durch eine Behörde, eine berufsständische oder sonstige gesetzlich 

ermächtigte Einrichtung gegen den Versicherungsnehmer eingelei-

tet, übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der außergerichtlichen 

und gerichtlichen anwaltlichen Vertretung in dem jeweiligen Verfah-

ren. 

3.9 Unterstützung in Auslieferungsverfahren 

Wird ein Verfahren einer staatlichen Behörde mit dem Ziel der Aus-

lieferung ins Ausland (Auslieferungsverfahren) gegen den Versiche-

rungsnehmer eingeleitet, übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der 

außergerichtlichen und gerichtlichen Verfahrensvertretung des Ver-

sicherungsnehmers durch einen Rechtsanwalt und die Kosten für 

eine zur Verhinderung der Auslieferung zu stellende Bürgschaft oder 

Kaution. 

Für die Auswahl weiterer Berater gilt § 3 Ziffer 1.8 (Freie Anwalts-

wahl) entsprechend. 

3.10 Unterstützung bei Zeugenvernehmung 

Die W. R. Berkley übernimmt die Kosten eines Rechtsanwalts, der bei 

einer Zeugenvernehmung des Versicherungsnehmers hinzugezogen 

wird, um die Gefahr einer Selbstbelastung des Versicherungsneh-

mers zu verhindern oder zu verringern. 
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3.11 Abwehr von Unterlassungs- und Auskunftsan-
sprüchen 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Unterlassungs- oder Aus-

kunftsanspruch nach den Vorschriften des gewerblichen Rechts-

schutzes, des Urheberrechts, des Kartellrechts oder des Wettbe-

werbsrechts oder vergleichbarer ausländischen Rechtsvorschriften 

geltend gemacht, übernimmt die W. R. Berkley die erforderlichen an-

waltlichen und gerichtlichen Kosten der Abwehr des Anspruchs. 

3.12 Aktiver Rechtsschutz/ Kosten einer negativen 
Feststellungsklage 

Wird dem Versicherungsnehmer schriftlich vorgeworfen, eine Pflicht-

verletzung begangen zu haben, durch die der W. R. Berkley mit hin-

reichender Wahrscheinlichkeit eine versicherungsvertragliche Frei-

stellungspflicht droht, übernimmt die W. R. Berkley die Kosten einer 

hiergegen erhobenen zulässigen negativen Feststellungsklage gegen 

denjenigen, der den Vorwurf erhoben hat, sofern dies zur Vermei-

dung des Eintritts des Versicherungsfalls erforderlich ist oder drin-

gend geboten erscheint. 

Die W. R. Berkley gewährt darüber hinaus Versicherungsschutz für 

die Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Hinzuziehung 

von Beratern (Rechtsanwälte/ Steuerberater/ Wirtschaftsprüfer) ent-

stehen, weil er sich wegen einer mit hinreichender Wahrscheinlich-

keit drohenden Inanspruchnahme aus Gründen der Schadenminde-

rung gegenüber einem Aufsichtsgremium selbst anzeigt oder eine 

solche Anzeige erwägt. Die Wahl der Berater ist mit der W. R. Berkley 

vorab abzustimmen. 

3.13 Auskunfts- und Herausgabeansprüche 

Ist es dem Versicherungsnehmer – z. B. wegen Abberufung, Frei-

stellung oder Entlassung – nicht mehr möglich, entlastende Unter-

lagen zu sichten oder zu sichern, übernimmt die W. R. Berkley die 

Kosten für die notwendige – auch gerichtliche – Durchsetzung von 

möglichen Auskunfts- und Herausgabeansprüchen des Versiche-

rungsnehmers.  

3.14 Unterstützung in Verfahren nach dem Corpo-
rate Manslaughter and Corporate Homicide Act 
2007 

Die W. R. Berkley gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungs-

schutz für die Abwehr eines durch ein Mandatsunternehmen im 

Sinne von § 7 Ziffer 1 erhobenen Regressanspruchs infolge einer Haf-

tung des Unternehmens aufgrund eines in Großbritannien oder Irland 

betriebenen Verfahrens wegen „involuntary corporate manslaugh-

ter“ nach dem Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Act 

2007. 

Im Rahmen eines solchen Verfahrens übernimmt die W. R. Berkley 

die Kosten der Rechtsberatung des Versicherungsnehmers schon 

dann, wenn noch kein Anspruch gegen ihn erhoben worden ist, die 

Beratung aber zur Vermeidung rechtlicher Nachteile des Versiche-

rungsnehmers erforderlich ist. 

3.15 Abwehr von Bereicherungs- und Herausgabean-
sprüchen 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Bereicherungs- oder Her-

ausgabeanspruch geltend gemacht, übernimmt die W. R. Berkley, so-

weit gesetzlich zulässig, die erforderlichen anwaltlichen und gericht-

lichen Kosten der Abwehr des Anspruchs. Sobald rechtskräftig fest-

gestellt wird, dass die Ansprüche begründet sind, sind der W. R. Ber-

kley die von ihr übernommenen Kosten zurückzuerstatten. 

3.16 Abwehr von Ansprüchen nach dem Umwelt-
schadensgesetz 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch nach dem Ge-

setz über die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Um-

weltschäden (Bundes-Umwelthaftungsgesetz – B-UHG) geltend ge-

macht, übernimmt die W. R. Berkley die erforderlichen anwaltlichen 

und gerichtlichen Kosten der Abwehr des Anspruchs. 

3.17 Untersuchungskosten 

Wird der Versicherungsnehmer schriftlich aufgefordert (von einem 

Mandatsunternehmen oder einer Behörde) an einer behördlichen 

Anhörung, Untersuchung oder Ermittlung im Zusammenhang mit der 

Tätigkeit für ein im Versicherungsschein benanntes Unternehmen 

oder Tochterunternehmen teilzunehmen oder darüber informiert, 

dass er Gegenstand einer solchen behördlichen Anhörung, Untersu-

chung oder Ermittlung ist und hierdurch mit hinreichender Wahr-

scheinlichkeit eine versicherungsvertragliche Freistellungspflicht 

droht, übernimmt die W. R. Berkley alle notwendigen und angemes-

senen Kosten, die dem Versicherungsnehmer hieraus zur Wahrung 

seiner Interessen entstehen. Eine Kostenerstattung findet jedoch 

nicht statt, soweit es sich um eine routinemäßige aufsichtsrechtliche 

Kontrolle, Prüfung oder Untersuchung handelt. 

3.18 Restrukturierungsversicherung (Restructuring 
Cover, ReCo) 

Gerät ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 während 

der Dauer des Versicherungsvertrags in wirtschaftliche Schwierigkei-

ten, ohne bereits insolvenzreif zu sein, übernimmt die W. R. Berkley 

zur Vermeidung des Eintritts eines Versicherungsfalls im Sinne von § 
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2 Ziffer 1 die Kosten der Beauftragung eines im W. R. Berkley Exper-

tenpool gelisteten Spezialisten für Restrukturierung und Sanierung 

(ReCo-Spezialist) zum Zweck der situationsbezogenen Beratung des 

Versicherungsnehmers. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten sind anzunehmen, wenn der ReCo-

Spezialist gegenüber der W. R. Berkley in geschriebener Form das 

Vorliegen eines der folgenden Ereignisse und das Nichtvorliegen von 

Insolvenzreife bei Aufnahme seiner Tätigkeit bestätigt: 

• Bruch der mit den finanzierenden Banken vereinbarten Finan-

cial Covenants, 

• einseitige Verkürzung der Zahlungsziele durch einen Kreditver-

sicherer, 

• einseitige Kürzung der Kreditlinien durch ein finanzierendes 

Kreditinstitut, 

• Unfähigkeit der Gesellschaft, fällige Verbindlichkeiten inner-

halb von drei Wochen zu begleichen oder 

• negativer operativer Cashflow über einen Zeitraum von min-

destens vier Wochen, ohne dass signifikante Zahlungsein-

gänge in den nächsten Wochen mit hoher Wahrscheinlichkeit 

zu erwarten sind. 

Die von der W. R. Berkley finanzierte Beratungsleistung des ReCo-

Spezialisten umfasst 

• eine Bestandsaufnahme der aktuellen wirtschaftlichen Situa-

tion in Form eines „quick-checks“ 

• eine diesbezügliche rechtliche Prüfung, 

• eine konkrete Handlungsempfehlung sowie 

• eine Beratung bei der Umsetzung der Empfehlung. 

Eine Leistung aus der Restrukturierungsversicherung kann einmal pro 

Versicherungsperiode in Anspruch genommen werden und ist auf 

insgesamt 40 Arbeitsstunden des Re-Co-Spezialisten beschränkt 

(Sublimit). Durch die Beauftragung des ReCo-Spezialisten entsteht 

ein Mandatsverhältnis ausschließlich zum Auftraggeber, nicht zur W. 

R. Berkley. Diese übernimmt keinerlei Haftung für die Leistung des 

ReCo-Spezialisten. 

Die W. R. Berkley wird die dem ReCo-Spezialisten von seinem Auf-

traggeber zum Zweck der Auftragserfüllung zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und Informationen erst einsehen, wenn sie durch den 

Eintritt eines Versicherungsfalls hierzu ohnehin berechtigt wird. 

Den W. R. Berkley Expertenpool kann der Versicherungsnehmer un-

ter www.berkleyversicherung.de/expertenpool einsehen. 

3.19 Psychologische Betreuung 

Werden Versicherungsleistungen aus diesem Vertrag erbracht, über-

nimmt die W. R. Berkley auch die angemessenen Kosten des 

Versicherungsnehmers und des Ehepartners für dessen Betreuung 

mit dem Ziel der Stressbewältigung durch einen anerkannten Psycho-

logen oder Psychiater, soweit diese nicht von einer gesetzlichen Kran-

kenkasse und/oder einer privaten Krankenversicherung übernom-

men werden. 

3.20 Kosten bei Abtretung von Ansprüchen des Ver-
sicherungsnehmers aus einer bestehenden Un-
ternehmens-D&O an das Unternehmen 

Wird der Versicherungsnehmer schriftlich für eine Pflichtverletzung 

in Anspruch genommen, für die der W. R. Berkley mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit eine versicherungsvertragliche Freistellung aus 

diesem Vertrag droht und besteht für den Versicherungsnehmer für 

dieselbe Pflichtverletzung auch unter einer weiterhin bestehenden 

Unternehmens-D&O mit hinreichender Wahrscheinlichkeit De-

ckungsschutz, übernimmt die W. R. Berkley die Kosten, die dadurch 

entstehen, dass der Versicherungsnehmer sich rechtlich in Bezug auf 

eine Abtretung seines Deckungsanspruchs aus der Unternehmens- 

D&O an das Unternehmen beraten lässt. 

Die W.R. Berkley stellt in diesem Fall Kosten der Beratung und zur Ab-

fassung einer etwaigen Abtretungserklärung durch eine Kanzlei aus 

dem Berkley Expertenpool/Chefline innerhalb eines Sublimits von 

EUR 5.000 zur Verfügung, wenn und soweit eine entsprechende Zu-

stimmung der Versicherungsnehmerin der Unternehmens-D&O zur 

Abtretungsverhandlung vorliegt. Klarstellend sind auch nachlaufende 

Streitigkeiten aus der Abtretungserklärung von der Kostendeckung 

umfasst. 

3.21 Abtretung 

Werden Ansprüche durch den Versicherungsnehmer gegen den Ver-

sicherer aus diesem Versicherungsvertrag an die/den Geschädigten 

abgetreten, wird der Versicherer weder eine (negative) Feststellungs-

klage noch eine Widerklage gegen die abtretende versicherte Person 

erheben, noch ihr den Streit verkünden. 

Die Darlegungs- und Beweislastregeln des § 93 Abs. 2 S.2 deutsches 

AktG bleiben direkt oder analog auch im Falle einer Abtretung ent-

sprechend anwendbar. 

3.22 Unterstützungskosten bei Abtretung von An-
sprüchen des Versicherungsnehmers aus die-
sem Vertrag 

Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen, eine Pflichtverletzung 

begangen zu haben, durch die der W.R. Berkley mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit eine versicherungsvertragliche Freistellung aus 

diesem Vertrag droht, übernimmt die W.R. Berkley Kosten die 

http://www.berkleyversicherung.de/expertenpool
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dadurch entstehen, dass der Versicherungsnehmer sich bei der Ver-

handlung über eine Abtretung des Deckungsanspruchs aus diesem 

Vertrag an den/ die geschädigten Dritten beraten lässt. Die W.R. Ber-

kley stellt in diesem Fall Kosten der Beratung und zur Abfassung einer 

etwaigen Abtretungserklärung zur Verfügung. Klarstellend sind auch 

nachlaufende Streitigkeiten aus der Abtretungserklärung von der 

Kostendeckung umfasst. 

Die W.R. Berkley stellt in diesem Fall Kosten der Beratung und zur 

Abfassung einer etwaigen Abtretungserklärung durch eine Kanzlei 

aus dem Berkley Expertenpool/Chefline innerhalb eines Sublimits 

von EUR 5.000 zur Verfügung, wenn und soweit eine entsprechende 

Zustimmung der Versicherungsnehmerin der Unternehmens-D&O 

vorliegt. Klarstellend sind auch nachlaufende Streitigkeiten aus der 

Abtretungserklärung von der Kostendeckung umfasst. 

Klarstellend ist die Leistungsgewährung der W.R. Berkley aus Ziff. 

3.20 und 3.22 auf Basis desselben Sachverhalts möglich. Es gilt hierbei 

insgesamt ein Sublimit von 5.000,00 €. 

3.23 Karriereberatung 

Im Fall der Kündigung bzw. Abberufung des Versicherungsnehmers 

im Zusammenhang mit einem Versicherungsfall gemäß Ziffer 1.1 

durch ein mandatierendes Unternehmen übernimmt der Versicherer 

die Kosten einer Karriereberatung durch ein hierfür qualifiziertes Un-

ternehmen in folgendem Umfang: 

Kosten für Orientierungs- und Perspektivgespräche mit einem Karri-

ereberatungsunternehmen und Kosten für durch das Karrierebera-

tungsunternehmen selbst durchgeführte oder vermittelte karriere-

strategische Leistungen wie Beratungen und Veranstaltungsteilnah-

men für eine Dauer von bis zu einem Jahr. 

Die Wahl des Karriereberatungsunternehmens steht dem Versiche-

rungsnehmerin Abstimmung mit dem Versicherer zu. 

§ 4 Rahmen des Versicherungsschutzes 

1 Versicherungssumme, Jahreshöchstleistung, Sub-
limit, Rückforderungsverzicht bei Kosten 

1.1 2-fach maximierte Versicherungssumme 

Die Leistungspflicht der W. R. Berkley ist je Versicherungsfall auf das 

Einfache und für alle Versicherungsfälle innerhalb einer Versiche-

rungsperiode zusammen auf das Zweifache der im Versicherungs-

schein angegebenen Versicherungssumme begrenzt. Diese 2-fach 

maximierte Versicherungssumme stellt die Höchstleistung der W. R. 

Berkley innerhalb einer Versicherungsperiode dar. Das gilt auch 

dann, wenn eine Versicherungsperiode vereinbarungsgemäß länger 

oder kürzer als ein Jahr ist. 

Die im Rahmen der 2-fach-Maximierung zur Verfügung gestellte 

zweite Versicherungssumme gilt nicht für Sublimite und Abwehrkos-

tenzusatzlimite. 

Die Versicherungssumme begrenzt auch sämtliche durch die W. R. 

Berkley zu übernehmenden Kosten (beispielsweise Abwehrkosten 

gemäß § 3 Ziffer 1 oder Strafverteidigerkosten). Auch Kosten werden 

also aus der Versicherungssumme entnommen, soweit es sich nicht 

um interne Kosten der W. R. Berkley oder um die Kosten einer an-

waltlichen Vertretung der W. R. Berkley in außergerichtlichen oder 

gerichtlichen deckungsrechtlichen Streitigkeiten handelt. 

§ 3 Ziffer 2.2 (Zinsen) und § 4 Ziffer 4 (Abwehrkostenzusatzlimit) blei-

ben unberührt. 

1.2 Sublimit 

Ist für eine bestimmte Leistung ein Sublimit vereinbart, bildet nicht 

die Versicherungssumme, sondern der als Sublimit ausgewiesene 

und grundsätzlich auf die Versicherungssumme anzurechnende Teil-

betrag der Versicherungssumme die Leistungsobergrenze der W. R. 

Berkley in jedem einzelnen Versicherungsfall und für alle Versiche-

rungsfälle einer Versicherungsperiode zusammen. Das gilt auch dann, 

wenn eine Versicherungsperiode vereinbarungsgemäß länger oder 

kürzer als ein Jahr ist. 

2 Erhöhung der Versicherungssumme 

Wird die Versicherungssumme, die Jahreshöchstleistung, ein Sublimit 

oder das Abwehrkostenzusatzlimit nach Versicherungsbeginn er-

höht, kommt die Erhöhung nur solchen Versicherungsfällen zugute, 

die auf Pflichtverletzungen beruhen, welche dem Versicherungsneh-

mer bis zum Wirksamwerden der Erhöhung nicht bekannt geworden 

sind. 

3 Bedingungseinschränkungen/ Reduzierung 
der Versicherungssumme/ Bedingungserwei-
terungen 

Wird der Versicherungsvertrag auf Veranlassung der W. R. Berkley 

mit Bedingungseinschränkungen fortgeführt, so richtet sich der Ver-

sicherungsschutz für vor der Wirksamkeit dieser Bedingungsein-

schränkungen begangene Pflichtverletzungen und für 6 Monate nach 

Wirksamkeit der Bedingungseinschränkung begangene Pflichtverlet-

zungen nach den zuletzt vor Wirksamkeit dieser Einschränkungen be-

stehenden Bedingungen. Werden Bedingungserweiterungen 



 
 
 
 
 
 
 

 
Seite 17 von 27 

individuell vereinbart, so gelten diese – sofern im Einzelfall nicht an-

ders vereinbart – auch für vor der Wirksamkeit dieser Bedingungser-

weiterungen begangene Pflichtverletzungen. 

Wird auf Veranlassung der W. R. Berkley die Versicherungssumme re-

duziert, so steht für vor der Wirksamkeit der Reduzierung der Versi-

cherungssumme begangene Pflichtverletzungen sowie für innerhalb 

von 6 Monaten nach der Wirksamkeit der Reduzierung die vor der 

Wirksamkeit der Reduzierung bestehende Versicherungssumme zur 

Verfügung. 

Von den vorstehenden Regelungen kann in den folgenden Versiche-

rungsperioden nicht zu Lasten des Versicherungsnehmers abgewi-

chen werden. 

4 Abwehrkostenzusatzlimit 

Ist die Versicherungssumme dieses Vertrags und aller sich an diesen 

anschließenden Exzedentenverträge einer Versicherungsperiode ver-

braucht, steht dem Versicherungsnehmer für die vom Verbrauch be-

troffene Versicherungsperiode insgesamt ein zusätzlicher Betrag in 

Höhe von 50 % der Versicherungssumme, maximal 1.000.000 € 

zweckgebunden für Kosten zur Abwehr drohender oder erhobener 

Haftpflichtansprüche gemäß § 3 Ziffer 1 zur Verfügung (Abwehrkos-

tenzusatzlimit). 

5 Anderweitige Versicherung 

Besteht für den im Einzelfall geltend gemachten Schadenersatzan-

spruch auch über einen weiteren D&O-Versicherungsvertrag oder 

über einen Versicherungsvertrag anderer Art Versicherungsschutz, so 

besteht über diese Versicherung Deckung, soweit dieser Versiche-

rungsschutz weiter ist als derjenige des anderen Versicherungsver-

trages (Konditionendifferenzdeckung) oder der anderweitige Versi-

cherungsschutz durch Zahlung verbraucht ist (Summenausschöp-

fungs- und -anschlussdeckung). Bestreitet der anderweitige Versiche-

rer seine Eintrittspflicht ganz oder teilweise, so leistet der Versicherer 

dieses Vertrages unter Eintritt in die Rechte des Versicherungsneh-

mers vor  

5.1 Wahlrecht des Versicherungsnehmers  

Der Versicherungsnehmer kann in geschriebener Form gegenüber 

der Berkley jederzeit bestimmen, dass die Versicherungsleistungen 

aus diesem Vertrag vorrangig sein sollen. In diesem Fall leistet die 

Berkley vor. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet etwaig beste-

hende Ansprüche gegenüber anderweitigen Versicherern im gleichen 

Zuge an die Berkley abzutreten. 

5.2 Erweiterte Selbstbeteiligungsdeckung 

Ist ein Versicherungsfall im Sinne von § 2 Ziffer 1 eingetreten und wurde 

dieser Versicherungsfall unter einer anderweitigen D&O-Versicherung 

gemeldet, gewährt die W. R. Berkley ergänzend Versicherungsschutz in 

folgendem Umfang: Schließt der Versicherungsnehmer mit dem An-

spruchssteller und / oder dem Versicherer der anderweitigen D&O-Ver-

sicherung einen Vergleich dergestalt, dass sich der Versicherungsneh-

mer neben dem Versicherer der anderweitigen D&O-Versicherung – 

wenn auch ohne Anerkennung einer Rechtspflicht – zur Zahlung eines 

Teilbetrages des gegen ihn geltend gemachten Vermögensschadens 

verpflichtet, umfasst der Versicherungsschutz des vorliegenden Versi-

cherungsvertrages die Zahlung dieses Teilbetrages. Voraussetzung ist 

neben der grundsätzlichen Leistungspflicht der W. R. Berkley, dass ein 

Interessenvertreter der W. R. Berkley an den Vergleichsverhandlungen 

teilnehmen konnte und den Vergleichsschluss unter Berücksichtigung 

haftungs- und deckungsrechtlicher Erwägungen nicht als sachfremd be-

urteilt hat. Ist die W. R. Berkley insoweit leistungspflichtig, findet § 67 

VersVG keine Anwendung. 

5.3 Differenzdeckung 

In Fällen, in denen die angemeldeten oder die zu erwartenden Ansprü-

che gegen den Versicherer der anderweitigen D&O-Versicherung die 

Versicherungssumme des anderweitigen Vertrages übersteigen und der 

Versicherer ein Verteilungsverfahren im Sinne von § 156 Abs. 3 VersVG 

oder eine vergleichbare Maßnahme einleitet, umfasst der Versiche-

rungsschutz des vorliegenden Vertrages im Rahmen und Umfang der 

diesem zugrundeliegenden Bedingungen die von dem anderen Versi-

cherungsvertrag nicht gedeckte Differenz der Abwehrkosten und sons-

tigen Zahlungen. 

Versicherungsschutz besteht auch, soweit der Versicherungsschutz 

unter diesem Vertrag weiter ist als unter der anderen einschlägigen 

Versicherung (Konditionsdifferenzdeckung) oder die Versicherungs-

summe der anderen einschlägigen Versicherung durch Zahlung ver-

braucht ist (Summenausschöpfungsdeckung). Wird aus der anderen 

einschlägigen Versicherung wegen dauerhafter Zahlungsunfähigkeit 

des anderen Versicherers keine Leistung erbracht, so leistet die W. R. 

Berkley unmittelbar gegen Abtretung der Ansprüche des Versiche-

rungsnehmers aus der anderen einschlägigen Versicherung. Hiervon 

ausgenommen bleiben Versicherungen, die ausdrücklich als Exzeden-

tenversicherung zu diesem Vertrag vereinbart sind. 

Darüber hinaus steht die Leistungspflicht der W. R. Berkley aus die-

sem Vertrag erst im Anschluss an eine evtl. bestehende Strafrechts-

schutzversicherung zur Verfügung. 
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6 Serienschaden 

Mehrere zwischen dem Versicherungsbeginn und dem Ende der 

Nachmeldefrist eintretende Versicherungsfälle oder gemeldete Um-

stände, denen dieselbe Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers 

zugrunde liegt, gelten unabhängig von der Anzahl der Inanspruchnah-

men als ein Versicherungsfall, sofern diese Pflichtverletzungen dem-

selben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander in rechtlichem 

oder wirtschaftlichem und zeitlichem Zusammenhang stehen. Diese 

gelten als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste den Serien-

schaden auslösende Versicherungsfall eingetreten ist. 

Entsprechendes gilt für Versicherungsfälle, denen mehrere von dem 

Versicherungsnehmer begangene Pflichtverletzungen zugrunde lie-

gen, wenn diese für denselben Vermögensschaden ursächlich sind. 

7 Allokation 

Werden in einem Versicherungsfall gem. § 2 Ziff. 1 Ansprüche gegen den 

Versicherungsnehmer sowohl aus versicherten als auch aus nicht versi-

cherten Sachverhalten erhoben, trägt der Versicherer die gesamten Ab-

wehrkosten, solange und soweit die versicherten und nicht versicherten 

Sachverhalte in einem zeitlichen und ursächlichen Zusammenhang stehen 

und gemeinsam geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für ausdrücklich 

per Besonderer Bedingung vom Versicherungsschutz ausgeschlossene 

Sachverhalte. 

§ 5 Risikoausschlüsse 

1 Wissentliche Pflichtverletzung 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Versicherungsfälle 

wegen wissentlicher Pflichtverletzung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht, wenn sich die verletzte Pflicht aus unter-

nehmensinternem Recht (z.B. Satzungen, Richtlinien, Gesellschafts-

verträgen, Gesellschafterbeschlüssen etc.) eines im Versicherungs-

schein benannten Unternehmens ergibt und der Versicherungsneh-

mer im Zeitpunkt der Pflichtverletzung vernünftigerweise annehmen 

durfte, auf der Grundlage angemessener Informationen zum Wohle 

dieser Gesellschaft zu handeln. Die Grundsätze des Erlaubnistatbe-

standsirrtums finden Anwendung. 

Außerdem übernimmt die W. R. Berkley die Kosten der Anspruchsab-

wehr solange, bis die Wissentlichkeit der Pflichtverletzung rechtskräf-

tig im Haftpflichtprozess oder im Deckungsprozess, durch Anerkennt-

nis oder Vergleich festgestellt wird. Erst dann sind ihr die übernom-

menen Kosten von dem Versicherungsnehmer zu erstatten. Der Ver-

sicherer wird bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die 

Haftungsfrage keine diesbezügliche Feststellungsklage erheben. 

Der Versicherungsschutz für Versicherungsfälle, die ausschließlich 

auf fahrlässiger oder bedingt vorsätzlicher (dolus eventualis) Pflicht-

verletzung beruhen, wird durch diesen Ausschluss nicht berührt. 

Trägt der Versicherer die Verletzung von Kardinalspflichten vor, ist er 

hinsichtlich der Wissentlichkeit der Pflichtverletzung dennoch weiter-

hin beweispflichtig und kann sich auf eine entsprechende Beweiser-

leichterung nicht berufen. 

2 Strafen, Geldbußen, Entschädigungen mit 
Strafcharakter 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Versicherungsfälle 

wegen oder in Folge von Strafen, insbesondere Vertragsstrafen, oder 

Geldbußen oder Entschädigungen mit Strafcharakter. Dies gilt jedoch 

nicht für Abwehrkosten. 

Versicherungsschutz besteht jedoch für Regressansprüche von Man-

datsunternehmen im Sinne des § 7 Ziffer 1 gegen den Versicherungs-

nehmer wegen gegen das im Versicherungsschein benannte Unter-

nehmen oder Tochterunternehmen verhängte Vertragsstrafen, Buß-

gelder oder Geldstrafen und/oder für gegen den Versicherungsneh-

mer verhängte Bußgelder und Strafzahlungen unmittelbar resultie-

rend aus der versicherten Tätigkeit, sofern die Pflichtverletzung nicht 

vorsätzlich oder grob fahrlässig erfolgte und kein gesetzliches Verbot 

entgegensteht. 

Entschädigungen mit Strafcharakter (z.B. „punitive“ oder „ex- 

emplary damages“) sind versichert, sofern kein gesetzliches Versiche-

rungsverbot entgegensteht und es sich nicht um Entschädigungen 

wegen oder in Folge von Anstellungsschadenersatzansprüchen 

(Employment Practices Liability-Ansprüchen) handelt. 

3 U.S.A. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Schadenersatzan-

sprüche gegen den Versicherungsnehmer, die in den U.S.A. oder Ka-

nada geltend gemacht werden oder deren unmittelbare Anspruchs-

grundlage das Recht der U.S.A. ist, es sein denn, 

• es handelt sich um Kosten der Abwehr dieser Ansprüche oder 

• diese Ansprüche werden von Aktionären eines Mandatsunter-

nehmens im Sinne von § 7 Ziffer 1 ohne jegliche Unterstüt-

zung, Förderung oder Veranlassung des Versicherungs- 

nehmers oder eines Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 

Ziffer 1 erhoben. 

• Nicht versichert sind Schadenersatzansprüche in den U.S.A., 

die auf tatsächlichen oder angeblichen Verstößen gegen 
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• das US-Gesetz zur Sicherung des Ruhestandseinkommens An-

gestellter (Employee Retirement Income Security Act von 

1974) oder 

• den US-Securities Act v. 1933, den US-Securities Exchange Act 

v. 1934, Title IX des Organized Crime Control Act v. 1970  

(bekannt als Racketeer Influenced and Corrupt Organizations 

Act/RICO) 

sowie entsprechende Durchführungs- und Verwaltungsvorschriften 

dieser Bestimmungen oder vergleichbarer Bundes- oder Staatsge-

setze (einschließlich bundesstaatlicher „Blue-Sky-Laws“) oder ent-

sprechender Common-Law-Gesetze in der jeweils aktuell gültigen 

Fassung beruhen. 

Der Versicherungsschutz in den U.S.A. erstreckt sich auch nicht auf 

Ansprüche im Zusammenhang mit Anstellungsschadenersatzansprü-

chen (z.B. Diskriminierung, Belästigung, Diffamierung, etc.). 

§ 6 Ergänzende Geltung der W. R. Ber-
kley D&O-Versicherung (D&O-Unterneh-
menspolizze) 

Ist die W. R. Berkley im Falle des Eintritts eines Versicherungs- oder 

sonstigen benannten Leistungsfalls berechtigt, den Versicherungs-

schutz abzulehnen, wird sie dieses Recht nicht ausüben, soweit sie 

nach der für ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 be-

stehenden D&O-Unternehmenspolizze gegenüber dem Versiche-

rungsnehmer als dort versicherter Person zur Leistung verpflichtet 

wäre. Für die Regulierung durch die W. R. Berkley gilt dann diejenige 

Regelung der D&O-Unternehmenspolizze, aufgrund derer sie zur 

Leistung gegenüber dem Versicherungsnehmer als dort versicherter 

Person verpflichtet gewesen wäre. Dies gilt nicht, sofern es sich nicht 

um ein versichertes Risiko im Sinne von § 7 handelt oder die Versi-

cherungssumme dieses Vertrages bereits erschöpft ist oder für nach 

der Unternehmenspolizze gewährte Zusatzlimite. 

§ 7 Versicherte Tätigkeiten 

1 Organtätigkeit bei dem im Versicherungs-
schein benannten Unternehmen und Toch-
terunternehmen (gemeinschaftlich „Man-
datsunternehmen“) 

Versichert ist der Versicherungsnehmer bei seiner im Versicherungs-

schein benannten Organtätigkeit bei dem im Versicherungsschein be-

nannten Unternehmen und bei dessen Tochterunternehmen gemäß 

§ 8 (das im Versicherungsschein benannte Unternehmen und dessen 

Tochterunternehmen, in denen der Versicherungsnehmer eine 

Organfunktion wahrnimmt, werden gemeinschaftlich als „Mandats-

unternehmen“ bezeichnet). Versicherungsschutz besteht dabei nicht 

nur für die organschaftliche, sondern auch für die gesamte operative 

Tätigkeit einschließlich mündlicher und schriftlicher Äußerungen in 

unmittelbarem Zusammenhang mit der in Satz 1 genannten Funktion. 

Einer gesonderten Benennung der Organtätigkeit bei einem Tochter-

unternehmen gemäß § 8 im Versicherungsschein bedarf es nicht. 

Als Tätigkeit des Versicherungsnehmers für Unternehmen gem. § 8 

gilt auch die Tätigkeit in der Gründungsphase eines solchen Unter-

nehmens, selbst wenn die Gründung nicht abgeschlossen wird. 

2 Versicherungsschutz für die Tätigkeit als lei-
tender Angestellter in mitversicherten Toch-
terunternehmen 

Versichert ist der Versicherungsnehmer ferner in seiner Tätigkeit als 

leitender Angestellter von Tochterunternehmen des im Versiche-

rungsschein benannten Unternehmens. Versicherungsschutz besteht 

demnach, wenn die Tätigkeit gem. § 36 ArbVG als leitende Tätigkeit 

eingeordnet werden kann. Einer gesonderten Benennung dieser Tä-

tigkeiten im Versicherungsschein bedarf es nicht. 

3 Versicherungsschutz für Tätigkeiten in Kon-
troll- und Beratungsorganen 

Vom Versicherungsschutz umfasst sind Tätigkeiten in Kontroll- und 

Beratungsorganen von Tochterunternehmen des im Versicherungs-

schein benannten Unternehmens. Einer gesonderten Benennung die-

ser Mandate im Versicherungsschein bedarf es nicht. 

4 Weitere Tätigkeit in Verbänden oder ge-
meinnützigen Organisationen 

Versichert ist ferner die ehrenamtliche Tätigkeit gemäß § 31 a deut-

sches BGB des Versicherungsnehmers in Verbänden und Vereinen so-

wie gemeinnützigen Organisationen. Einer gesonderten Benennung 

dieser Mandate im Versicherungsschein bedarf es nicht. 

5 Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Be-
treuer, Pfleger, Nachlassverwalter, Erben 

Versicherungsschutz wird darüber hinaus den Ehegatten, eingetrage-

nen Lebenspartnern, Betreuern, Pflegern, Nachlassverwaltern und 

Erben des Versicherungsnehmers gewährt, soweit sie an dessen 

Stelle im Sinne von § 2 (Versichertes Risiko) in Anspruch genommen 

werden. 
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6 Vorsorgedeckung 

Für während der Laufzeit der jeweils aktuellen Versicherungsperiode 

neu hinzukommende Mandate i. S. v. § 7 Ziffer 1 und 2, die der Ver-

sicherungsnehmer der W. R. Berkley nicht angezeigt hat und daher 

noch nicht im Versicherungsschein benannt sind, besteht im Rahmen 

dieser Vorsorgedeckung Versicherungsschutz für bis zur nächsten 

Fälligkeit des Vertrages neu eintretende Versicherungsfälle. 

Dies gilt nicht für Mandate in börsennotierten Unternehmen, in Un-

ternehmen mit Sitz in den U.S.A., in Finanzdienstleistungsunterneh-

men i.S.v. § 1 KWG, in Printing- oder Telekommunikationsunterneh-

men, sowie Airlines oder Flughäfen.  

Hierfür gilt ein Sublimit in Höhe von 20 % der Versicherungssumme. 

§ 8 Tochterunternehmen 

1 Begriff des Tochterunternehmens 

Tochterunternehmen sind Unternehmen, bei denen das im Versiche-

rungsschein benannte Unternehmen im Zeitpunkt des im Versiche-

rungsschein benannten Versicherungsbeginns oder zu einem späte-

ren, zwischen diesem und der Beendigung des Versicherungsvertrags 

liegenden Zeitpunkt direkt (unmittelbare gegenwärtige oder neu hin-

zukommende Tochterunternehmen) oder indirekt (mittelbare gegen-

wärtige oder neu hinzukommende Tochterunternehmen, z.B. Enkel-

unternehmen etc.) beherrschenden Einfluss ausüben kann, entweder 

durch 

• die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder 

• das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des die Finanz- und Ge-

schäftspolitik bestimmenden Verwaltungs-, Leitungs- oder 

Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen, und sie gleich-

zeitig Gesellschafterin ist oder 

• das Recht, die Finanz- und Geschäftspolitik aufgrund eines mit 

diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrags 

oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unterneh-

mens zu bestimmen oder 

• das Tragen der Mehrheit der Risiken und Chancen bei wirt-

schaftlicher Betrachtung, wenn das Unternehmen zur Errei-

chung eines eng begrenzten und genau definierten Ziels der 

Versicherungsnehmerin dient (Zweckgesellschaft i.S.d. § 290 

deutsches HGB) oder 

• Treuhandvereinbarung. 

Als Tochterunternehmen gelten auch Unternehmen, soweit sie für 

die Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 die Funktion der 

Komplementär-GmbH oder Komplementär-AG wahrnehmen oder 

solche, die das Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 im 

zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung aktuellen Konzernabschluss (ins-

besondere nach § 290 deutsches HGB) tatsächlich konsolidiert hat. 

2 Tochterunternehmen im Bereich Finanzen, 
Printing, Telekommunikation, Airlines und 
Flughäfen 

Ein Unternehmen, bei dem das Mandatsunternehmen im Sinne von 

§ 7 Ziffer 1 direkt oder indirekt beherrschenden Einfluss im Sinne der 

in Ziffer 1 aufgeführten Kriterien ausüben kann und das in den Ge-

schäftsbereichen Finanzdienstleistungsunternehmen i.S.v. § 1 BWG, 

Printing, Telekommunikationsunternehmen, Airlines oder Flughäfen 

tätig ist, gilt nicht als Tochterunternehmen. 

3 Börsennotierte Tochterunternehmen/Toch-
terunternehmen in den USA/Kanada/außer-
halb des EWR 

Ein Unternehmen, bei dem das Mandatsunternehmen im Sinne von 

§ 7 Ziffer 1 direkt oder indirekt beherrschenden Einfluss im Sinne der 

in Ziffer 1 aufgeführten Kriterien ausüben kann und das seinen Sitz in 

den U.S.A. und/ oder in Kanada - sowie außerhalb des EWR - hat oder 

börsennotiert ist, gilt nicht als Tochterunternehmen. 

4 Gründung von Tochterunternehmen 

Auch ein noch in der Gründungsphase befindliches Unternehmen, bei 

dem das Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 direkt oder 

indirekt beherrschenden Einfluss im Sinne der in Ziffer 1 aufgeführten 

Kriterien ausüben kann, gilt bereits als Tochterunternehmen. Die 

Gründungsphase beginnt mit der rechtsgültigen Abfassung des Ge-

sellschaftsvertrags in der gesetzlich vorgeschriebenen Form. 

Versicherte Tätigkeit ist dabei auch die – gegebenenfalls unvollen-

dete – Gründung eines Tochterunternehmens, wenn der Versiche-

rungsnehmer hierbei in Ausübung einer der in § 7 aufgeführten Funk-

tionen tätig wird. 

5 Zeitlicher Rahmen des Versicherungsschut-
zes bei ausscheidenden Tochterunterneh-
men 

Kann das Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 bei einem 

Unternehmen nicht mehr direkt oder indirekt beherrschenden Ein-

fluss im Sinne der in Ziffer 1 aufgeführten Kriterien ausüben und 

verliert dieses Unternehmen damit die Eigenschaft eines Tochter-

unternehmens, bleibt der Versicherungsschutz für Versicherungs-

fälle wegen vor dem Verlust dieser Eigenschaft begangener 
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Pflichtverletzungen – in den Grenzen des § 9 (Versicherter Zeit-

raum) – unberührt. Für Versicherungsfälle wegen Pflichtverletzun-

gen, die nach dem Verlust der Eigenschaft als Tochterunternehmen 

begangen werden, besteht kein Versicherungsschutz. 

§ 9 Versicherter Zeitraum 

1 Vorwärtsdeckung 

Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle, die zwischen 

dem im Versicherungsschein benannten Versicherungsbeginn und 

dem Ende des Versicherungsvertrags eintreten, und auf einer in die-

sem Zeitraum begangenen Pflichtverletzung des Versicherungsneh-

mers beruhen. 

2 Rückwärtsdeckung 

Versicherungsschutz besteht darüber hinaus für Versicherungsfälle, 

die in dem vorgenannten Zeitraum eintreten und auf einer vor Versi-

cherungsbeginn begangenen Pflichtverletzung des Versicherungs-

nehmers beruhen, sofern ihm diese bis zum Versicherungsbeginn 

nicht bekannt war. 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn ein Versicherungsfall auf ei-

ner Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers beruht, die vor dem 

Abschluss der Versicherung begangen wurde und der Versicherungs-

nehmer bis zum Abschluss dieser Versicherung davon Kenntnis hatte. 

Es besteht jedoch Versicherungsschutz bis die Kenntnis in einem Ver-

fahren nach Teilen 1 bis 6 ZPO bzw. entsprechender ausländischer 

Rechtsvorschriften oder in einem Schiedsverfahren gem. § 3 Ziff. 1.11 

rechtskräftig festgestellt wird, wobei der Versicherer bis zur rechts-

kräftigen Entscheidung über die Haftungsfrage keine diesbezügliche 

Feststellungsklage erheben wird. Der Versicherungsnehmer ist bei 

rechtskräftiger Feststellung der Kenntnis zur Rückzahlung der durch 

den Versicherer erbrachten Leistungen verpflichtet. 

3 Unverfallbare Nachmeldefrist von 12 Jahren 

Wird der Versicherungsvertrag anders als durch Widerruf beendet, 

besteht zudem Versicherungsschutz für Versicherungsfälle, die nach 

der Beendigung des Vertrags eintreten, der W. R. Berkley vor Ablauf 

einer Nachmeldefrist gemeldet werden und auf einer vor der Ver-

tragsbeendigung begangenen Pflichtverletzung des Versicherungs-

nehmers beruhen. 

Für jeden während der Nachmeldefrist gemeldeten Versicherungsfall 

und für alle in dieser Zeit gemeldeten Versicherungsfälle zusammen 

besteht Versicherungsschutz in Höhe der nicht verbrauchten Versi-

cherungssummen der letzten Versicherungsperiode zu den bei 

Vertragsbeendigung geltenden Bedingungen. 

Die Nachmeldefrist beträgt nach Ablauf der ersten Versicherungspe-

riode – sofern diese mindestens ein Jahr gedauert hat – 12 Jahre. Die 

Nachmeldefrist gilt selbst dann, wenn nach Vertragsbeendigung Ver-

sicherungsschutz unter einer anderen D&O-Versicherung besteht 

(Unverfallbarkeit). 

4 Anzeige von Umständen 

Der Versicherungsnehmer ist bis zur Beendigung des Versicherungs-

vertrags sowie innerhalb der Nachmeldefrist berechtigt, der W. R. 

Berkley in geschriebener Form Umstände anzuzeigen, die zu einer In-

anspruchnahme führen können. Eine Umstandsmeldung innerhalb 

der Nachmeldefrist ist nur für Pflichtverletzungen wirksam, die vor 

Beendigung des Versicherungsvertrags begangen worden sind und 

die innerhalb von drei Jahren nach Ablauf der Nachmeldefrist zu ei-

nem Eintritt des Versicherungsfalls führen. 

Eine Umstandsanzeige entfaltet nur Wirksamkeit, wenn der Versiche-

rungsnehmer in ihr den Anlass der Anzeige angibt und soweit möglich 

konkrete Angaben zu Art und Zeitpunkt der tatsächlichen oder mög-

lichen Pflichtverletzung sowie zu Art und Höhe des tatsächlichen oder 

möglichen Vermögensschadens macht. 

Tritt der Versicherungsfall später ein, wird er so behandelt, als sei er 

bereits im Zeitpunkt der Anzeige eingetreten. 

Versicherungsschutz besteht also zu den Vertragsbestimmungen, die 

am Tag der Anzeige galten, bei Anzeige nach Vertragsbeendigung zu 

den Vertragsbestimmungen, die am Tag der Beendigung des Versi-

cherungsvertrags galten, und im Umfang der im Zeitpunkt des Ein-

tritts des Versicherungsfalls nicht verbrauchten Versicherungs-

summe. 

Werden angezeigte Umstände später erneut angezeigt, gilt ein even-

tueller Versicherungsfall als im Zeitpunkt der ersten Meldung einge-

treten. 

5 Besitzstandswahrung 

Sollte sich nach Eintritt eines Versicherungsfalls herausstellen, dass die 
Versicherungsbedingungen des Vorvertrages beim vorherigen Versiche-
rer für den Versicherungsnehmer günstiger waren, wird der Versicherer 
auf Verlangen des Versicherungsnehmers nach den Versicherungsbe-
dingungen des Vorvertrags regulieren. In diesem Fall hat der Versiche-
rungsnehmer die zum Zeitpunkt der Beendigung des Vorvertrages maß-
geblichen Vertragsunterlagen beim Vorversicherer zur Verfügung zu 
stellen. 
Die Besserstellung setzt voraus, dass bei einem Versicherwechsel das 
betroffene Risiko weiterhin versichert gilt und dass der Leistungsfall in-
nerhalb von drei Jahren nach Versicherungsbeginn bei W. R. Berkley 
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und während der Laufzeit bei W. R. Berkley eingetreten beziehungs-
weise erstmalig erhoben worden ist. 

§ 10 Versicherungsschutz bei Neubeherr-
schung, Liquidation, Verschmelzung oder In-
solvenz  

1 Neubeherrschung 

Auch bei einer Neubeherrschung eines Mandatsunternehmens im 

Sinne von § 7 Ziffer 1 besteht der Versicherungsschutz fort. § 4 Ziffer 

5 (Wahlrecht zur Vorleistung bei anderweitiger Versicherung) bleibt 

unberührt. 

2 Liquidation 

 
 

Wird ein Mandatsunternehmen im Sinne von § 7 Ziffer 1 liquidiert, 

besteht Versicherungsschutz auch für Versicherungsfälle wegen 

Pflichtverletzungen, die der Versicherungsnehmer bis zum Abschluss 

des Liquidationsverfahrens begangen hat. 

3 Verschmelzung 

Im Falle einer Verschmelzung eines Mandatsunternehmens im Sinne 

von § 7 Ziffer 1 auf ein anderes Unternehmen besteht Versicherungs-

schutz für Versicherungsfälle wegen Pflichtverletzungen, die der Ver-

sicherungsnehmer bis zum Vollzug der Verschmelzung begangen hat. 

Für Versicherungsfälle nach der Verschmelzung gilt § 7 Ziffer 6 (Vor-

sorgedeckung) entsprechend. 

4 Insolvenz 

Wird ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das 

Vermögen eines Mandatsunternehmens im Sinne von § 7 Ziffer 1 ge-

stellt, besteht Versicherungsschutz für Versicherungsfälle sowohl we-

gen vor als auch wegen nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens be-

gangener Pflichtverletzungen des Versicherungsnehmers. 

§ 11 Vertragspartner 

1 Versicherungsnehmer 

Versicherungsnehmer und Schuldner des Versicherungsbeitrags ist 

die im Versicherungsschein als solche bezeichnete natürliche Person, 

soweit und solange diese ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-

halt in Österreich hat  

 

2 W. R. Berkley 

Versicherer dieses Vertrags ist die W. R. Berkley Europe AG. 

§ 12 Vertragsdauer, Vertragsverlängerung 
und Verzicht auf Kündigung im Versiche-
rungsfall 

Die Dauer des Versicherungsvertrags ergibt sich aus dem Versiche-

rungsschein. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-

rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsneh-

mer die erste Prämie rechtzeitig im Sinne von § 14 Ziffer 2 gezahlt 

hat. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn er nicht 

spätestens drei Monate vor seinem jeweiligen Ablauf in geschriebe-

ner Form gekündigt wird.  

Gegen anteiligen Prämienzuschlag (pro rata temporis) ist der Versi-

cherungsnehmer einmal pro Versicherungsperiode berechtigt, diese 

zu unveränderten Konditionen um drei Monate zu verlängern. Die 

Verlängerungsoption kann nur bis zur Kündigung des Versicherungs-

vertrages ausgeübt werden. Mit Verlängerung der Versicherungspe-

riode wird die Kündigungsfrist auf einen Monat vor Ablauf der be-

troffenen verlängerten Versicherungsperiode verkürzt. 

Die W. R. Berkley verzichtet auf ihr Recht gemäß § 96 VersVG, den 

Versicherungsvertrag im Versicherungsfall vor Ablauf der Versiche-

rungsperiode zu kündigen. 

Hat der Versicherungsnehmer Anspruch auf Leistung gemäß § 3 Ziffer 

3.18 (Restrukturierungsversicherung) und ist der Versicherungsver-

trag zum Zeitpunkt des Leistungsverlangens gegenüber der W. R. Ber-

kley von keiner Seite gekündigt oder anderweitig beendet, verzichtet 

die W. R. Berkley zum Ablauf der aktuellen Versicherungsperiode ein-

malig auf ihr Recht, den Versicherungsvertrag gemäß Absatz 1 or-

dentlich zu kündigen, sofern bis zu diesem Zeitpunkt (Ablauf der ak-

tuellen Versicherungsperiode) weder die Anzeige eines Versiche-

rungsfalls oder eines sonstigen Leistungsfalls noch die Anzeige von 

Umständen gemäß § 9 Ziffer 4 noch eine Verlegung des Wohnsitzes 

oder des gewöhnlichen Aufenthaltes gemäß § 11 erfolgt ist. Ander-

weitige Rechte zu einer Vertragsbeendigung (z.B. Kündigung wegen 

Prämienzahlungsverzugs oder Obliegenheitsverletzung) bleiben hier-

von unberührt. 

§ 13 Vertragsbeendigung bei Verlegung des 
Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufent-
haltes ins Ausland 

Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder gewöhn-
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lichen Aufenthalt ins Ausland, endet der Versicherungsvertrag zum 

Ende der im Zeitpunkt der Verlegung laufenden Versicherungsperi-

ode, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

§ 14 Versicherungsbeitrag 

1 Prämie und Versicherungssteuer 

 

Der dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellte Beitrag enthält 

die Prämie für die im Versicherungsschein angegebene Versiche-

rungsperiode und die Versicherungssteuer. 

2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung 

Der erste Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach 

Zugang des Versicherungsscheins fällig. Folgebeiträge werden nach 

Zugang der Beitragsrechnung und der darin gesetzten Zahlungsfrist 

fällig. 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, 

sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-

schutz erst ab diesem Zeitpunkt. Der Versicherungsschutz beginnt 

aber zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn 

der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 

zu vertreten hat. 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, 

kann die W. R. Berkley vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag 

nicht gezahlt ist. Die W. R. Berkley kann nicht zurücktreten, wenn der 

Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 

vertreten hat. Zahlt der Versicherungsnehmer einen Folgebeitrag 

nicht rechtzeitig, kann die W. R. Berkley ihm auf seine Kosten in ge-

schriebener Form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei 

Wochen betragen muss. Nach Fristablauf kann die W. R. Berkley den 

Vertrag fristlos kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 

Beitragszahlung in Verzug ist. 

§ 15 Vorvertragliche Anzeigepflichten des 
Versicherungsnehmers 

1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben 
über gefahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-

rung der W. R. Berkley alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzei-

gen, die für den Entschluss der W. R. Berkley erheblich sind, den Ver-

trag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, und nach denen die 

W. R. Berkley in geschriebener Form gefragt hat. Der 

Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 

nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme die W. R. 

Berkley in geschriebener Form Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-

schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss 

sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst 

davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

2 Rücktritt der W. R. Berkley 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 

Umständen berechtigen die W. R. Berkley, vom Versicherungsvertrag 

zurückzutreten. 

Die W. R. Berkley hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen An-

gaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht der W. R. Berkley wegen grob fahrlässiger Verlet-

zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsneh-

mer nachweist, dass die W. R. Berkley den Vertrag auch bei Kenntnis 

der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-

gen, geschlossen hätte. 

Im Falle des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt die W. 

R. Berkley nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf sie den 

Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 

nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand 

weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 

oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-

steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 

die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. Der W. R. Berkley steht der 

Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-

erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

3 Kündigung 

Ist das Rücktrittsrecht der W. R. Berkley ausgeschlossen, weil die Ver-

letzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-

lässigkeit beruhte, kann die W. R. Berkley den Vertrag unter Einhal-

tung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass die W. R. Berkley den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Be-

dingungen, geschlossen hätte. 

4 Rückwirkende Vertragsanpassung 

Kann die W. R. Berkley nicht zurücktreten oder kündigen, weil sie den 
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Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 

anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-

gungen auf Verlangen der W. R. Berkley rückwirkend Vertragsbe-

standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu 

vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versi-

cherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 

% oder schließt die W. R. Berkley die Gefahrabsicherung für den nicht 

angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Ver-

trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der W. R. 

Berkley fristlos kündigen. 

5 Ausübung der Rechte der W. R. Berkley 

Die W. R. Berkley muss die ihr nach Ziffern 2 bis 4 zustehenden Rechte 

innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem sie von der Verletzung der Anzeigepflicht, 

die das von ihr geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt 

hat. Sie hat die Umstände anzugeben, auf die sie ihre Erklärung stützt; 

sie darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung ihrer Erklä-

rung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Der W. R. Berkley stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 4 nur zu, 

wenn sie den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 

geschriebener Form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 

hingewiesen hat. 

6 Anfechtung 

Das Recht der W. R. Berkley, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 

anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht der W. R. 

Berkley der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 

Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

7 Kontinuität 

Vorbehaltlich besonderer Vereinbarung gilt als Kontinuitätsdatum die-
ses Vertrages -soweit einschlägig -das Abschlussdatum des Vorvertra-
ges, sofern sich dieser Vertrag zeitlich ohne Unterbrechung an den 
Vorvertrag anschließt. 

§ 16 Gefahrerhöhung 

1 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

Der Versicherungsnehmer ist nach Abgabe seiner Vertragserklärung 

verpflichtet, folgende Gefahrerhöhungen unverzüglich anzuzeigen, 

sobald er von ihnen Kenntnis erlangt: 

• Angebot von Wertpapieren, insbesondere Aktien, eines im 

Versicherungsschein benannten Unternehmens oder eines 

Tochterunternehmens zum Handel an einer Börse oder 

• Verlegung des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts des 

Versicherungsnehmers ins Ausland. 

Weitere Anzeigepflichten wegen Gefahrerhöhung bestehen in Ab-

weichung von § 23 VersVG nicht. 

Wird eine nach dieser Bestimmung gefahrerhöhende Tatsache oder 

Maßnahme unverzüglich angezeigt, so kann die W. R. Berkley zur Ein-

beziehung der jeweiligen gefahrerhöhenden Tatsache oder Maß-

nahme in den Versicherungsschutz die Prämie und die Bedingungen 

anpassen. Hierzu wird sie dem Versicherungsnehmer innerhalb eines 

Monats nach Erhalt der Anzeige ein entsprechendes Angebot unter-

breiten. 

Wird innerhalb einer Frist von einem Monat nach Abgabe dieses An-

gebotes zu diesem keine Einigung zwischen den Vertragspartnern er-

zielt, so entfällt der seit dem Zugang der unverzüglichen Anzeige ge-

währte vorläufige Versicherungsschutz für die gefahrerhöhende Tat-

sache oder Maßnahme rückwirkend. 

Eine Einbeziehung in den Versicherungsschutz ist nicht möglich, so-

fern die Gefahrerhöhung in dem Angebot von Wertpapieren, insbe-

sondere Aktien, des im Versicherungsschein benannten Unterneh-

mens und/ oder eines bestehenden, erworbenen oder neu gegrün-

deten Tochterunternehmens zum Handel an einer Börse in den U.S.A. 

besteht. 

2 Rechtsfolgen einer Anzeigepflicht 

Die Rechtsfolgen einer unterlassenen oder verspäteten Anzeige erge-

ben sich aus den §§ 16, 23 Abs.1 iVm 24 ff. VersVG (Rücktritt/Prä-

mienerhöhung/ Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung).  

§ 17 Vertragliche Obliegenheiten 

1 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften-
änderung 

Alle für die W. R. Berkley bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind 

an die W. R. Berkley Europe AG zu richten. 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift nicht 

mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-

nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-

benen Briefes an die letzte der W. R. Berkley bekannte Anschrift. Die 

Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegan-

gen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 

Versicherungsnehmers 
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2 Anzeige eines Versicherungsfalls 

Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt eines Versicherungsfalls 

unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats, nach Kenntniser-

langung unter einer der beiden folgenden Adressen in geschriebener 

Form anzuzeigen: 

• W. R. Berkley Europe AG 

Christophstraße 19 

50670 Köln 

• Wrbvd_schaden@wrberkley.com  

Die Anzeige eines Versicherungsfalls durch die „ChefLine“ ist der An-

zeige eines Versicherungsfalls durch den Versicherungsnehmer an 

die W. R. Berkley gleichgestellt. 

3 Mitwirkung im Versicherungsfall 

Der Versicherungsnehmer hat bei der Schadenminderung mitzuwir-

ken. Außerdem ist er der W. R. Berkley zur vollständigen, wahrheits-

gemäßen und unverzüglichen Auskunft über die Pflichtverletzung so-

wie über Umstände, die für den Umfang der versicherungsvertragli-

chen Leistungspflicht maßgeblich sein könnten, in der von der W. R. 

Berkley jeweils gewünschten Form (z.B. Gespräch, geschriebene 

Form) verpflichtet. Im Übrigen bleibt § 34 VersVG unberührt. 

4 Beachtung der Regulierungsvollmacht der 
W. R. Berkley 

Die W. R. Berkley gilt als bevollmächtigt, alle ihr zweckmäßig erschei-

nenden außergerichtlichen oder gerichtlichen Erklärungen im Namen 

des Versicherungsnehmers und nach Rücksprache mit diesem abzu-

geben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit gegen 

den Versicherungsnehmer, ist die W. R. Berkley zur Prozessführung 

bevollmächtigt. Sie führt den Rechtsstreit im Namen des Versiche-

rungsnehmers, der verpflichtet ist, dem gemäß § 3 Ziffer 1.8 ausge-

wählten Rechtsanwalt Prozessvollmacht zu erteilen. Bei Rechtsstrei-

tigkeiten in den U.S.A. oder nach dem Recht der U.S.A. hat der Versi-

cherungsnehmer die Pflicht zur Führung des Rechtsstreits. 

5 Folgen einer Obliegenheitsverletzung 

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, ver-

liert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob 

fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist die W. R. Berkley be-

rechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens ent-

sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer 

nach, dass die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 

verletzt wurde, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-

rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 

für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 

die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht der W. R. Ber-

kley ursächlich ist. Diese Regelung gilt nicht, wenn die Obliegenheit 

arglistig verletzt wurde. 

§ 18 Anerkenntnis, Vergleich, Befriedigung, 
Abtretung 

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, ohne vorherige Zustimmung 

der W. R. Berkley einen Haftpflichtanspruch ganz oder zum Teil anzu-

erkennen, zu vergleichen oder zu befriedigen. Macht er hiervon Ge-

brauch, ist die W. R. Berkley aber nur insoweit zur Leistung verpflich-

tet, als sie es auch ohne das Anerkenntnis, den Vergleich oder die Be-

friedigung wäre. 

Die W. R. Berkley wird ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers 

kein Anerkenntnis abgeben und keinen Vergleich schließen, soweit 

der anerkannte oder vergleichsweise zu zahlende Betrag nicht aus 

der für den Versicherungsfall noch zur Verfügung stehenden Versi-

cherungssumme aufgebracht werden kann. 

Der Leistungsanspruch gegen die W. R. Berkley gemäß § 3 Ziffer 2.1. 

(Schadenersatz) und Ziffer 2.2. (Zinsen) kann ohne schriftliche Zu-

stimmung der W. R. Berkley nur an den Geschädigten abgetreten 

werden. 

§ 19 Ansprüche aus dem Versicherungsver-
trag 

1 Anzuwendendes Recht 

Ein Rechtsstreit über Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ist 

ausschließlich unter Anwendung des österreichischen Rechts zu ent-

scheiden. 

2 Gerichtsstand 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versiche-

rungsnehmer ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem dieser sei-

nen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnli-

chen Aufenthalt hat. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder 

der Versicherungsvermittlung ist örtlich auch das Gericht zuständig, 

in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-

bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt, hatte. 

mailto:Wrbvd_schaden@wrberkley.com
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§ 20 Geltung des VersVG 

Im Übrigen finden auf den Versicherungsvertrag die Bestimmungen 

des Versicherungsvertragsgesetzes (VersVG) in der jeweils aktu-

ellen Fassung Anwendung. 
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